/. Sitzung des
Rechnungsprifungsausschusses

31.05.2016 18:30 Uhr



Kéthen (Anhalt), 23.05.2016
- Bekanntmachung -

zur 7. Sitzung des Rechnungspriifungsausschusses
am Dienstag, dem 31.05.2016 um 18:30 Uhr

Grol3er Sitzungsraum 217, Wallstral3e 1-5

06366 Kéthen(Anhalt)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP Thema Vorl.

1 Eroffnung

1.1 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

2.1 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.4 Information zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und 2016071/1
zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016

25 Beantwortung der Antrdge zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion 2016072/1
"FDP-B90/Die Griinen"

2.6 Verwaltungssicht zum Vorschlag der Fraktion Freie Wahler 2016074/1

2.7 Stand Ubergabe Unterlagen der Eroffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das 2016075/1
Rechnungsprufungsamt

2.8 Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Kéthen (Anhalt) 2016061/9

29 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.2 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.3 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -

3.4 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -

Mit freundlichen GriRen

Andreas Wittig
Ausschussvorsitzender



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 31.05.2016

Sitzung . 7. Sitzung des Rechnungsprifungsausschusses

Vorlage-Nr. : 2016061/9

TOP 2.8 . Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Kothen
(Anhalt)

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Rechnungspriifung SOLL Stimmberechtigte 11
sausschuss
Sitzung am 31.05.2016 IST Stimmberechtigte 8
TOP 2.8 Befangen 0
Ja-Stimmen 8
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kéthen (Anhalt), 24.10.2016

Alexander Frolow
stellv. Oberburgermeister




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2016061/9
Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 31.05.2016
Rechnungsprifungsaus | TOP: 28
schuss
Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2016061/9
Az. erstellt am: 07.04.2016
Betreff
Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Kéthen (Anhalt)
Beratungsfolge
Nr. [Gremium Ist-Termin | Ergebnis
1]25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 25.04.2016 |laut BV
2 [27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 27.04.2016 |laut BV
3(28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 28.04.2016 |laut BV
4102.05.2016: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.05.2016 |kein Beschluss
5103.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 03.05.2016 |[laut BV
6 (04.05.2016: Ortschaftsrat Wilknitz 04.05.2016 |laut BV
7123.05.2016: Ortschaftsrat Lébnitz an der Linde 23.05.2016 |[laut BV
8[26.05.2016: Sozial- und Kulturausschuss 26.05.2016 |laut BV
9131.05.2016: Rechnungsprifungsausschuss 31.05.2016 |[laut BV
10]07.06.2016: Hauptausschuss 07.06.2016 |entspr. prot. And.
11 (16.06.2016: Stadtrat 16.06.2016 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) beschliel3t entsprechend § 29 S. 2 der
Kommunalhaushaltsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (KomHVO) die Wertgrenze bis
zu der die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Kothen (Anhalt) als
Vereinfachungsregelung Anwendung finden, auf 50.000,00 € festzulegen.

Gesetzliche Grundlagen:
-§29S. 2 KomHVO



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

In den unterschiedlichsten Bereichen der Stadtverwaltung Kéthen werden Zuwendungen im
Rahmen der hierfur verfigbaren Haushaltsmittel an Vereine, Gruppen, Institutionen und
Einrichtungen des privaten und 6ffentlichen Rechts im eigenen Wirkungskreis gewahrt.

Um das Verfahren fur die Gewédhrung von Zuwendungen, wie oben beschrieben, im
Interesse aller Zuwendungsempféanger zu vereinheitlichen, gelten in der Stadt Kéthen
(Anhalt) die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen. Sie gelten auch fiir Zuwendungen, zu
denen die Stadt rechtlich oder gesetzlich verpflichtet ist, soweit die einschlagigen
Regelungen bzw. Gesetze nichts anderes bestimmen.

Dabei ist anzumerken, dass die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt (hier zum Zuwendungsbescheid) im Sinne des §
1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VerwVfG-LSA) in Verbindung
mit 8§ 36 Verwaltungsverfahrensgesetz ( VerwVfG) in der jeweils glltigen Fassung
darstellen.

Im vergangenen Jahr wurde mehrmals der Wunsch geduRlert, die Allgemeinen
Bewilligungsbedingungen zu vereinfachen. Zunachst ist festzustellen, dass bereits unter 5.
Regelungen fur ein vereinfachtes Verfahren enthalten sind. Anwendung findet dieses bis zu
einer Grenze von 5.000,00 €. Hier kann von der Vorlage von Haushalts- und
Wirtschaftsplanen und die Jahresrechnung bzw. die Bilanz bei der institutionellen Férderung
verzichtet werden. Ebenfalls kann von der Vorlage eines Sachberichtes im Rahmen des
Verwendungshachweises abgesehen werden. Weiterfilhrende Erleichterungen enthalten
bereits die Ausfilhrungen zur Antragstellung. Danach sind die Antrage schriftlich zu stellen.
Die Antragsunterlagen sollten eine ausfiihrliche Begriindung enthalten und mit einer zur
Beurteilung ihrer Notwendigkeit und Angemessenheit erforderlichen Unterlagen versehen
sein. Weiterfiihrende Unterlagen sind im Rahmen der Antragstellung nicht beizubringen.

Nachweise wie Finanzierungsplan, Kostenberechnung, Bewilligungsbescheide Uber
Zuwendungen Dritter, Bau- und Lagepléane, Vereinsregisterauszige oder Satzungen kdnnen
angefordert werden. Die Formulierung "kénnen" macht bereits deutlich, dass hier Ermessen
eingerdumt wurde und somit im Einzelfall entschieden werden kann, ob weiterfihrende
Unterlagen beizubringen sind oder darauf verzichtet werden kann. Eine Wertgrenze ist
hierbei nicht vorgeschrieben. In der Konsequenz kann ein Antrag auf Projektférderung ohne
Finanzierungsplan und Kostenberechnung gestellt werden. Die Antragstellung setzt jedoch
immer voraus, dass der Antrag vollstandig ausgefillt wird und sich der Antragsteller zur
Hohe der Eigenmittel, die Hohe der Zuwendungen Dritter und die beantragte Zuwendung
auRert. Von dieser Verpflichtung kann und sollte man durch keine Vereinfachung entbunden
werden.

Die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen bieten somit keinen Raum fur weiterfihrende
Vereinfachungen. Insgesamt dienen sie auch dazu im Interesse aller, MilBbrauch zu
verhindern und erhdhte oder doppelte Zuwendungen zu erhalten.

Trotz allem ist eine Entscheidung im Rahmen der Allgemeinen Bewilliungsbedingungen
herbeizuftihren. Entsprechend § 29 S. 1 der Kommunalhaushaltsverordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (KomHVO) vom 16.12.2015 sind bei der Vergabe von Zuwendungen
(Zuweisungen und Zuschisse) die 88 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (LHO) und die dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften entsprechend
anzuwenden.



Diese Regelung hatte aktuell die Folge, dass bei der Gewahrung von Zuschissen nicht die
Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Kéthen (Anhalt) als Nebenbestimmungen
zum Zuwendungsbescheid zur Anwendung kommen, sondern die Vorschriften der LHO. Die
zur LHO ergangenen Verwaltungsvorschriften sind sehr umfanglich und raumen kaum
Mdglichkeiten zur Vereinfachung des Verfahrens ein.

Aus diesem Grund wird empfohlen von der Regelung des 8§ 29 Satz 2 KomHVO Gebrauch
zu machen. Hier heil3t es: "Die Vertretung kann eine Wertgrenze festlegen, bis zu der
vereinfachte Regelungen gelten." Demnach ist eine obere Wertgrenze festzulegen, bis zu
welcher die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Kéthen (Anhalt) Anwendung
finden. Erst nach Uberschreiten dieser kommen die Regelungen der LHO zum Tragen. Es
stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, welcher Wert als Obergrenze zu definieren
ist.

Im Abschnitt 27.2 - Verwaltungsvorschriften zur LHO - werden unter 13. Falle von geringer
finanzieller Bedeutung aufgegriffen. Danach kann bei Zuwendungen von nicht mehr als
50.000,00 € die zustandige oberste Landesbehdrde Erleichterungen zulassen. Unter 10.2 -
Nachweis der Verwendung - wird bei Zuwendungen bis 50.000,00 € ein vereinfachter
Verwendungshachweis als ausreichend betrachtet.

Da die LHO bzw. die dazu ergangene Verwaltungsvorschrift die vorgenannten 50.000,00 €
jeweils als Grenze fur Vereinfachungen angenommen hat, scheint es unbedenklich und
sinnvoll diesen Betrag aufzugreifen und als Wertgrenze fur die Anwendung der stadtischen
Bewilligungsbedingungen zugrunde zu legen. Kiinftig ist somit bei einem Antrag auf
Gewahrung von Zuwendungen und dem sich anschlieRenden Verfahren darauf zu achten,
wie hoch die beantragten Mittel sind.

Werden 50.000,00 € nicht tberschritten, sind die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen fir
Zuwendungen der Stadt Koéthen  (Anhalt) als  Nebenbestimmungen  zum
Zuwendungsbescheid in Anwendung zu bringen. Wird der vorgenannten Betrag
Uberschritten, findet entsprechend § 29 Satz 1 KomHVO Anwendung, mit der Folge, dass
bei der Vergabe der Zuwendungen die 88 23 und 44 der LHO mit den dazu ergangenen
Verwaltungsvorschriften anzuwenden sind.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Informationsvorlage 2016071/1
Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 31.05.2016
Rechnungsprifungsaus | TOP: 24
schuss
Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2016071/1
Az.: erstellt am: 10.05.2016
Betreff

Information zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und
zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1]31.05.2016: Rechnungspriifungsausschuss 31.05.2016

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Alexander Frolow

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:
- Sitzung des RP-Ausschusses vom 07.07.2015

Darlegung des Sachverhalts / Begrundung
Als Anlage erhalten Sie die Unterlagen zum vorlaufigen Ergebnis des Jahres 2015 per
02.05.2016 und einen ersten Stand des Jahres 2016 per 10.05.2016.



s

Anlage 1 - Ergebnisrechnung 2015 Stand 02.05.2016.pdf

yy s

Anlage 2 - Ergebnisrechnung 2016 Stand 10.05.2016.pdf



Stadt Kéthen (Anhalt)

Ergebmsrechnung 2015

01
02
03

05

{6
or
]}
09
10
k]
12
13
14
15
16
17

19

20
21

= AuBerordentﬂches Ergebnfs

Steuern und ghnliche Abgaben
Zuwendungen und allgemeine Umlagen
Scnsiige Transferertrage
offentlich-rechtliche Leistungsentgelte

privafrechtliche Leistungsentgelte, Kostenerstatiungen
und Kostenumlagen

+ o+ o+ o+

+ sonstige ordentliche Ertrage
+ Finanzertrage
+ akfivierte Eigenleistungen, Bestandsverandeningen
= Ordentliche Ertriige
Personalaufwendungen
+ Versorgungsaufwendungen
+ Aufwendungen fGr Sach- und Dienstieistungen
+  Transferaufwendungen
+ sonstige ordentliche Aufwendungen
+ Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen
+ bilanzielle Abschreibungen

= Ordentliche AuMendungen _

Ordentllches Ergebnis
“HSatdo Zellen'§ und 17)

aunierordentiiche Ertrage
- aulterordentliche Aufwendungen

'(Jahresuberschuss i Jahresfehibetmg) :
7 (Surmine Zellen 18 und 21) 3. .

Nachrichthich:
1. Jahresergebnis

+/- Entnahme aus/ZufOhrung zu Rucklagen
aus Uberschissen des ordentlichen Ergebnisses

+i- Entnahme aus/Zufohrung zu Rucklagen
aus Uberschissen des auerordentiichen
Efgebnssses

. dahresergebnls nach Verrechnung mit Rﬁcklagen o

2. Jahresergebnis

- Jahresfehlbetrage aus Vorjahren
{Fehibetragsvorirag nach § 46 Abs. 4 Nr.1
Buchst, ¢ GemHVO Doppik)

= bereinlgtes Jahmsergebnls e

tvoni

17.261.984,12
14.205 873 64
475.298,21
3.078.705,05
2.276,960,02

1.1703.027.18
141.978,43
0,00
38.600.826,65
14.818.530,81
0,00
6.505.350,30
14.287.702,93
1.026.933,69
1.046.383,19
0,00

37.784.90092
:_ 824925 73_

827.355,73
0,00

0,00

82736573

82738573
0,00

. 827.38573

15.956.000,00
14.887.424,29
767.560,65
3.199.488,40
1.870.410,80

2.792.300,00
136.600,00
0,00
39.608.784,14
14.742.714,78
5.000,00
7.735.803,25
13.769.018, 11
1.247. 657,68
984.272,28
3.993.600,00

42.478.068,10
286820396

-2.568.283,96
0,00

0,00

286828396 .

-2.868.263,06
0,00

2,668.283,96

15.303.734,29
14.603.212,91
804.557 61
2.814.968,58
2.239.581,35

1.163.160,78
1.583,79

0,00
36.930.606,31
14.546.077 25
0,00
7.030.877,26
13.343.434,81
1.092.270,93
924.844,16
0,00

. 36.037.504,41

0,0¢
0,00
000

-6.698,10
0,00

0,00

-5.698,10
0,00

868810

e 8,19:"

S

-652.265,71 0,00
-284.204,38 0,00
36.006,96 0,00
-384.519,82 0,00
360.170,55 0,00
-1.629.439,22 0,00
“135.016,21 0,00
0,00 0,00
-2.678.977,83 0,00
-196.637 53 0,00
-5.000,00 0,00
-704.927,99 217.263,79
-425 563,30 0,00
-155.386,75 0,00
59.428,12 8.100,00
-3.993.600,00 0,00
| -5.540.563,69 225.363,79
fzsusa__aej_“ 289,905, 75
0.00 0,00

.00 0,00

2.861.685,86 225.363,79
0.00 0,00

0,00 0,00

T 286158688 1 1.226.383,79
2.861.585,86 -225,363,79
0,00 0,00
288158686 - 272536379
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Stadt Kéthen (Anhalt)

01 Steuern und dhnliche Abgaben 17.261.984,12 15.956,000,00 15.30:3.734,29 -652.265,71 0,00
401100 Grundsteuer A 247.640,54 18G.000,00 211.853,69 27.853,69 0,00
401200 Grundsteuer B 2.482.894,78 2.480.000,00 2.449.097,38 -30.902,61 0,00
401300 Gowerbesleuer 8.241.196,31 7.000.000,00 6.125.294,28 -874.705,72 0,00
402100 Gemeindsanteil an der Einkommensteuer 4.866.160,76 4.850.300,00 5.079.990,41 129.680,471 0,00
402200 Gemeindeanteil an der Umsalzsteuer 1.712.087,92 1.125.700,00 1.296.012,46 170.312,46 0,00
403100 Vergnigungsstever 199.048,40 100.000,00 35.795,70 -64.204,30 0,00
403200 Hundesteuer 112.945,41 110.000,00 105.690,36 -4.305,64 0,00

02 + Zuwendungen und allgemeine Umiagen 14.205.873,64 14.887.424,2% 14.603.219,91 -284.204 38 0,00
411700 Schittsselzuweisungen vom Land 8.791.604,00 9.514.900,00 9.116.459,00 -398.441,00 0,00
413100 Sonstige allgemeine Zuweisungen vom Land 1.576.518,00 1.235.700,00 1.579.604,00 344.104,00 8,00
414000 Zuwaisungen fir laufande Zwecke vorn Bund 107.496,28 49.400,00 28.472,00 -20.928,00 G,00
414100 Zuweisungen fir laufende Zwecke vom Land 223.659,96 486.183.08 221.133,79 -265.049,29 0,00
414200 Zuwsisungen fir faufende Zwecke von 3.416.843,56 3.2856.900,00 3.318.702,17 3280217 0,00

Gemeinden und Gemeindeverbsnden
414400 Zuweisungen far Jaufende Zwecke vom 44.030,84 7.300,00 31.633,01 24.333,01 00
sonstigen dffentlichen Bereich
414500 Zuschusse fir laufende Zwecke von 32.000,00 29.100,00 3282758 3,727,566 0,00
verbundanen Unternshmen, Sondervermogen
und Betedfigungen
414600 Zuschisse fir laufende Zwecke von sonstigen 0,00 114.600,00 103.961,34 -10.638,66 0,00
affentlichen Sonderrechnungen
414601 Spenden fir laufende Zwecke von sonstigen 350,60 377953 3.779.53 000 0,00
Gffentlichen Sonderrechnungen
414700 Zuschdsse far taufende Zwecke von privaten 2.500,00 151.701,68 151.701.68 a,00 0,60
Unternehimen
414761 Spenden fur faufende Zwecke von privaten 5.775,00 6.945,60 12.030,83 5.0858% 0,00
Untemehment
414801 Spenden for laufende Zweocke von Gbrigen 5.095,00 1.915,00 2.718,00 800,00 0,00
Bereichen
03 + Sonstige Transferertrage 475.298,21 767.560,65 804.557 61 36.996,96 G,00
423100 Schuldendiensthilfen vom Land 0,00 689.200,00 669.259,31 59,31 0.00
429100 Andere sonstige Transferertrége 475.298,21 78.360.65 115.298,30 36.937,65 0,00
04 + offenflich-rechtliche Leistungsentgelie 3.07B.705,05 3.199.488 .40 2.814.968,58 -384.519,82 0,00
431100 Verwaltungsgebihren 392.425,24 392.563,40 383.214,05 -9.349,35 0,00
432100 Benutzungsgebilhren und dhnliche Enigslie 2.666.279,81 2.609.925,00 2.431.754,53 -178.170,47 0,00
432101 Erirage aus Benutzungsgebithren 0.00 197.000,00 0,00 -187.0006,00 G,.00
05 + privatrechiliche Leistungsentgeite, Kostenerstattungen 2.275.960,02 1.870.410,8¢ 2.239,581,35 369.170,55 0,00
und Kostenumiagen
4471100 Ertrége aus Mieten und Pachten 261.604,20 382.327,00 373.924,93 -8.402,07 0,00
442100 Ertrdge aus dem Verkauf von Vorrédten 8.296,06 60.300,00 53.198,04 -7.101,96 Q.00
(einschi. geringwertige Wirtschaftsgciter)
446101 Rilckerstattung privater Telefongebithren 482,75 643,04 569,08 -74,86 0,60
446102 Ersalzleistungen fir Schadensfélie 45.088,42 3.100,00 114.122,19 111.022,18 0,00
446150 Sonstige privatrechfliche lLeistungsentgelte 58.015,61 19.400,00 191.859,32 172.459,32 0,00
448000 Ertrage aus Kostenerstattungen vom Bund 24.655,42 0,00 0,00 0,00 0,00
448100 Ertrdge aus Kostenerstatiungen vom Land 64.628,75 307.500,00 167.893,83 -139.606,17 0,00
448200 Ertrdge aus Kosfenerstaftungen vorn 982.043,46 655.921,41 1.061.218,99 405.2597,58 0,00
Gemeinden und Gemsindeverbéinden
448400 Erfrége aus Kostenersfaftungen vom 37.036,89 0,00 62.005,08 62.005,08 0,00
sonstigen &ffentlichen Bereich
448500 Erirdge aus Kostenerstattungen von 702.273,97 280.488,45 110.666,01 -169.822,44 0,00
verbundenen Unternehmen, Sondervermuogen
und Beteitigungen
448600 Ertrége aus Kostenerstattungen von sonstigern 940,00 5.600,00 10.066,90 4.466,90 0,00
offentlicherr Sonderrechnungen
448700 Ertrage aus Kosfenerstafiungen von privaten 11.410,64 42.340,00 6.737,66 ~35.602,34 6,00
Unternehmen
448800 Entrége aus Kostenersiattungen von dbrigen 79.483,85 112.790,00 87.319,32 -25.470,68 0,00
Bereichen
06 + sonstige ordentliche Ertrage 1.170.027,18 2.792.300,00 1.163.160,78 -1.629.139,22 0,00
451100 Konzessionsabgaben 796.268,24 048.000,00 866.176,89 -81.823,01 0,060
452100 Erstattungen von Steuern 201,27 0,00 206,33 206,33 0,00
453100 Entrége aus der Aufltsung von Sonderposten 0,00 1.091.300,00 0,00 -1.091.300,00 0,00
aus Zuwendungen
453200 Erfrage aus der Auflisung von Sonderposten 0,00 378.500,00 6,00 -378.500,060 0,00
fur Beilrdge
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Stadt Kathen (Anhalt)

Ergebnisrechnung 2015

ufwand

454100 Ertrage aus der Ver&uBsrung von Q.00 28.160,66 6,00 -28.100,00 000
Grundsticken und Gebduden
454200 Ertréige aus der Verdulerung von 10.000,00 0,00 1.500,00 1.500,00 0,60

beweglichen Vermdgensgegenstanden von
mehr als 1.000 Euro ohne Umsalzsteuer
454300 Ertrage aus der Verduflerung von 1.000,00 0,00 0,00 G,00 0,60
beweglichen Vermogensgegenstanden von
maehr als 150 Euro bis 1.000 Euro ohne
Umsatzsteuer
454400 Ertrége aus der Verduflerung von Vorrdten 1.838,14 900,00 3.700,46 2.800,46 0,00
und geringwerligen Wirlschaftsgutern bis 150
Euro ohne Umsatzsteuer

456160 Bufigelder 170.655,30 140.500,00 140.322,95 -177,05 0.00
456260 Saumniszuschlage 186.302,00 138.200,00 79.806,%0 -58.393,10 0,00
458100 Andere sonstige ordentliche Ertrage 3.762,23 66.800,00 71.447,15 4.647,15 0.00
0Y + Finanzertrdge 141.978,43 136.600,00 1.583,79 -135.016,21 0,00
461500 Zinsertrdge von verbundenen Unternehmen, 0,00 6,00 13.219,21 13.218,21 0,00
Beteitigungen und Sondervermogen
461700 Zinsertrage von Kredilinstituten 9.301,13 0,00 584,62 584,62 0,00
461600 Zinsertrage von Obrigen inldnidischen 294,00 100,00 6,00 -100,00 0,60
Bereichen
465100 Erirage von Gewinnanteilen aus verbundenen 30.473,42 29.300,00 42.441.40 13.141,40 0,00
Unternehimen und Befeiligungen
469100 Sonstige Finanzertrdge 101.909,88 107.200,00 -54.661,44 ~161.861,44 0,00
08 + aktivierte Eigenleistungen, Bestandsveranderungen Q0,00 0,60 0,00 0,00 0,60
48 = QOrdentliche Ertrige 38.600.826,65 39.609,784,14 36.930.806,37 -2.678.977,83 0,00
10 Personalaufwendungen 14.918.5630,84 14.742.714,78 14.546.077,25 -196.637.53 0,00
501101 Dienstaufwendungen fir Beamte 541.284,79 554.699,00 507.995,63 -46.703,37 0,00
501202 Dienstaufwendungen fir Arbeitnehmer 10.781.273,49 10.386.150,18 10.503.443,68 117.233,50 0,00
{Angestelite und Arbeiter)
501203 Dienstaufwendungen fir Arbeitnehmer 639.863,43 726.165,60 571.925,73 -154.239,87 000
{Sonstige)
501900 Disnstaufwendungen fir sonstige Beschéftigte B6.791,43 106.900,00 98.540,25 -B.358,75 0,00
s02101 Beitrage zu Versorgungskassen fir Beamte 314.875,65 348.700,90 337.591,37 -11.108,63 0,00
502202 Beilrage zu Versorgungskassen fir 404.198,18 424.500,00 391.662,77 -32.837,23 0,00
Arbeitnehmer (Angestelite und Arbeiter)
503202 Beitrdge zur gesetzlichen Sozialversicherung 2.150.162,25 2.193.400,00 2.134.851,38 -58.548,62 0,00

aus Dienstaufwendungen fdr Arbeitnehmer
(Angestellte und Arbeiter)

504101 Beihilfen und Unterstitzungsleistungen for 81,59 2.200,00 66,44 -2.133,56 0,00

Beschdltigte (Beamte)
11+ Versorgungsaufwendungen 0,00 5.000,00 0,00 -5.000,00 0,00

511202 Versorgungsaufwendungen fur Arbeithehmer 0,60 5.600,00 0,00 -5,000,00 0,00

{Angestelite und Arbeiter)
12+ Aufwendungen f0r Sach- und Dienstleistungen 6.505.350,30 7.735.805,25 7.030.877,26 -704.927 99 217.263,7¢

521101 Unterhaltung der Grundsticke, einschiielifich 318.409,91 347.176,00 324.820,45 -22.355,55 6,00
Gebdude und bauliche Anlagen

521102 Unterhallung der AuBenanlagen (Grin- und 95.447,31 73.160,00 71.242.61 -1.857,39 .00
Spiefaniagen)

521103 Unterhaltung der Tiefgaragen und 18.091,59 23.400,00 21.710,56 -1.689.44 0,00
Garagengrundsticke

521150 Sonstiger Aufwand im Rahmen der 0,00 30.000,00 61.871,05 31.871,05 0,00
Uniterhaltung der Grundst. und bawl. Aniagen

522160 Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen 2.421,72 10.000,00 7.687,26 -2.312,74 0,00
Vermdgens

522102 Unterhaltung der offentlichen Fldchen/ 156.796,31 82.500,00 65.897,91 -16.602,09 0,00
Anlagen

522103 Unterhallung des Infrastrukturvermdgens 838.558,94 $59.000,57 757.991,69 -201.008,88 156.450,08

522104 Unierhaltung der Wasserfischen 61.2562,14 60.693,09 52.867,88 -7.825,21 3,00

522105 Unterhaltung der Park- und Gartenanlagen 0,00 7.200,00 4.756,37 -2.443 63 0,00

523101 Mial/Pachtaufwendungen fiir Gebsude 224.803,90 220.499.15 207.570,03 -21.929,12 0,00
einschifelilich Grundstilck

523102 Miet/Pachtaufwendung fur unbebaute 485,70 500,00 485,70 -14,30 0,00
Grundstticke

523103 Miet/Pachtaufivendungen fur Fahrzeuge 856,80 13.376,00 13.375,37 0,69 0,00

523150 Sonstige Miel/Pachtaufwendungen 21.903,12 77.013,00 105.985,90 28.972,90 0,00

523200 Aufwendungen fur Leasing 48.320,61 51.000,00 49.308,10 -1.691,90 0,00

524101 Aufwendungen fir Strom 456.738,00 494.367,50 401.712,50 -92.655,00 0,00

524102 Aufwendungen for Wasser 33.956.68 39.990,86 34.863,55 -5.127,31 0,00

524103 Aufwendungen fir Abwasser 29.854,47 39.260,61 136.143,51 96.883,00 0,00
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524104 Aufwendungen fiir Niederschlagswasser 36.952,95 34.091,81 35.188,24 1.096,43 0,00

524105 Aufwendungen fr Heizung, Warme, 370.815,52 433 957,46 367.689,76 -66.267,70 0.00
Heizmaterial

524106 Aufwendungen fr Abfallentsorgung 29.449 54 32.671,55 30.526,98 -2.144,57 0,00

524167 Aufwendungen fir Reinigung (einschliefdich 395.259,73 451.832,01 429.634,06 -22.197,95 0,00
Reinigungsmaterial und Glasreimigung)

524108 Aufwendungen for Straflenreinigung und 38.000,30 60.624,63 38.891,44 -21.733,19 0.00
Winferdienst

524150 Sonstige Bewirtschaftungsaufwendungen 196.228,40 308.615,66 345,184,989 35.569,33 0,00

524151 Gehéudeversicherungen 19.904,34 22.500,00 18.708,20 -3.791,80 0,00

524152 Inhalts- und Elektronikversicherungen 18.850,47 28.500,00 19.829,19 -8.670,81 0,00

525101 Aufwendungen fir 105.0071,68 116.628,44 171.934,07 -4.694,37 000

Reparaturen/Unterhaltung/Reinigung/
Pliege/wartung/ Inspektionen/TUV/AU sowie

fir Ole/Schmierstoffe
525103 Aufwendungen fiir Kraftstoff 74.855,07 70.516,85 61.846,93 -8.669,92 0,00
525105 Aufwendungen fur Versicherungen/Stevern 30,688,680 31.800,00 27.836,05 -3.863,95 0,00
525150 Sonstige Aufwendungen im Ratimen der 556,42 1.114,08 538,08 -575,00 0,00
Fahrzeugunierhaltung
525501 Unterhaltung (instandsetzung/Reparatur) der 10.424,62 10.000,00 2.034,27 -965,73 .00

Maschinen und technischen Anlagen
einschiieBlich Erwerb geringwertiger
Wirlschaftsgiter bis 150 EUR ohne
Umsatzsteuer
525502 Unterhaltung (Instandselzung/Reparatur) der 145.986,50 170.494,25 161.600,32 -18 893,93 0,00
Belriebs- und Geschéftsausstattungen
einschl. Erwerb geringw. Wirtschaftsgulter bis
150 EUR ohne Umsaltzstever

526101 Dienst- und Schutzbekleidung 14.403,97 23.497,21 20.485,67 -3.011,54 0,00
526102 Aus- und Fortbildung 44.057,38 53.900,00 42.488,91 -11.411,09 o.00
527101 Besondere Verwallungs- ung 6.537,03 26.900,00 23.464,22 +3.435,78 .00
Betriebsaufwendungen im Schul- und
Horthereich
527102 Besondere Verwaltungs- und 3.145,52 7.644 58 7.135,65 -508,93 3,00

Betriebsaufwendungen im
Kindertagesstéttanbereich

527103 Repréasentationen und 23.252,60 18.448,50 13.651,29 -4.797,21 0,00
stidteparinerschaftiche Beziehungen

527150 Sonstige besondere Verwaltungs- und 64.981,82 263,341 94 98.697.91 -164.644,03 0,00
Belrigbsaufwendungen

528100 Aufwendungen filr den Erwerb von Vorréten 22.045,30 38.300,00 35.310,54 -2.989,46 0,00

529101 Unterhaltung/Betreibung durch Fremdfirmen 467.774,18 562.705,37 491.619,08 -71.086,29 10.700,00

529102 Ersteftung von Bebauungsplanen, 22.402,92 68.700,00 8.181,56 -60.518,44 50.113,71
Flachennutzungsplénen und dgl.

529103 Gutachter- und Wertermittiungstatigkeiten und 61.418,36 89.614,01 44.207,41 -45.406,60 0,00
dgl.

529150 Sonslige Aufwendungen fir sonstige 1.993.290,27 2.270.330,22 2.278.901,06 8.570,84 6,00
Dienstleistungen

13+ Transferaufwendungen 14.287.702,93 13.769.018,11 13.343.434,81 -425 583,30 0,00

531500 Zuschisse an verbundenen Unternehmen, 2.206.423,44 1.838.501,00 1.511.430,97 -327.G70,03 6,00
Sondervermogen und Beleiligungen

531700 Zuschisse an private Untemehmen 487.914,48 127.905,17 127.885,17 -20,00 0,00

531800 Zuschisse an Ubrige Bereiche 462.067,11 472.734,13 471.457,34 -1.282,79 0,00

534100 Gewerbesteusrumiage 663.761,00 566.000,00 463.725,00 -96. 275,00 0,00

537200 Allgemeine Umlagen an Gemeinden und 9.877.632,00 10.093.524,00 10.093.524,00 0,00 0,00
Gemeindeverbande (Kreisumiage)

537300 Aligemeine Umiagen an Zweckverbénde 590.504,90 676.353,81 675.418,33 -835,48 0,00

14 + sonstige ordentliche Aufwendungen 1.026.933,69 1.247 657 68 1.092.270,93 -155.386,75 0,00

541100 Sonstige Parsonal- und 23.073,07 33.900,00 23.557,31 -10.342,69 0,00
Versorgungsaufwendungen

542100 Aufwendungen fir ehrenamiliche und sonstige 106.728,49 110.124,58 117.411,19 7.286,61 0,00
Tatigkeit

542900 Sonstige Aufwendungen fir die 43.081,73 41.649,35 37.818,87 -3.830,38 0,00
Inanspruchnafime von Rechton und Diensten

543100 Geschafisaufwendungen 0,00 6.000,00 0,00 -6.000,00 .00

543101 Burobedart einschi. kleinere Arbeitsmittel 23.919,72 35.000,00 32.501,45 -2.498,55 0,00

543102 Bucher und Zeitschriften, Gesetzeshiatter 35.680,08 35.300,00 36.061,53 761,53 0,00

543103 Postgebihren u. &. 70.063,26 75.600,00 70.719,56 -4.660,44 0,00

543104 Telefongebuhren u. 4. 40.648,68 47.200,00 45.060,74 -2.139.26 0,00
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5437105 Offentliche 7.420,26 6.600,00
Bekarnntmachungen/inserate/Anzeigen

543106 Sachverstandigen-, Gerichls- und dhnliche 66.825,95 86.075,37
Kosten

543150 Sonstige Geschaftsaufwendungen 24.804,18 17.760,60

544100 Steuern, Versicherungen, ‘Schadenstitte 145.002,22 156. 100,00

545000 Erstaftungen fir die Aufwendungen von 118.239,14 167.590,90
Dritten aus laufender Verwaltungstétigkeit an
den Bund

545100 Erstattungen fur die Aufwendungern von 245,00 2.617,48
Dritten aus laufender Verwallungstitigkeit an
das Land

545200 Erstattungen fur die Aufwsndungen von 158.857 80 296.900,00

Dritter: auis laufender Verwaliungstétigkeit an
Gemeinden und Gemeindeverbénde

545500 Erstatiunger: fir die Aufwendungen von 115.039,37 115.100,00
Dritten aus faufender Verwaltungstatigkeit an
verbundene Untemehmen, Sondervermogen
und Beteiligungen

545600 Erstattungen fir die Aufwendungen von 5.425,00 6.600,00
Dritten aus laufender Verwaltungstatigkeit an
sonstige ffentliche Sonderrechnungen

545700 Erstattungen fiir die Aufwendungen von 35.070,48 0,00
Dritten aus laufender Verwallungstatighelt an
private Unternehmen

545800 Erstattungen fur die Aufwendungen von 0,00 400,00
Drittert aus laufender Verwaltungstatigheit an
ibrige Bereiche
549100 Verfigungsmitte! 272,50 1.400,60
549200 Fraltionszuwendurnigen 4.579,20 4.600,00
549300 Ubrige weitere sonstige Aufwendungen aus 917,56 1.300,00
laufender Verwaltungstatigkeit
15+ Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 1.046.383,1% 98427228
551700 Zinsaufwendungen an Kreditinstitute, 51.819,68 23.400,00
Kassenkredite
551701 Zinsaufwendungen an Kreditinstitute 901.299,61 862.000,00
559200 Verzinsung von Steuerriickerstatiungen 68.565,50 61.487,83
559900 Sonstige Finanzaufiwendungen 24.698,40 37.384,45
16 + bilanzielle Abschreibungen 0,00 3.993.800,00
571160 Abschreibungen auf immaterielie 0,00 3.993.600,60
Vermdgensgegensttnde und Sachanlagen

17 = Ordentliche Aufwendungen - ] | B7.784.900,92 42.478.068,10

18, = . Ordentliches Ergebnis - 824925 73_ s

L (Salde Zeilen 9 und 47) RO RN e T
19 aulterordentliche Ertrage 2.430,(}0 0,00
20 - auflerordenfliche Aufwendungen 0,00
21 = Auﬂerordenmches Ergebnfs O 00

Jahresargebms
{Jahrestberschuss / Jnhresfeh!betrag) :
{Summe Zalten 18 und 21) - R

Nachrichtlich:

1. Jahresergebnis 827.35573 -2.868.283,96

+- Entnahme aus/Zufthrung zu Rickiagen 0,00 0,00
aus Uberschussen des ardentiichen Ergebnisses

+- Entnahme aus/Zufthrung zu Rocklagen 0,00 0,00

aus UberschUssen des aullerordentlichen
_Ergebnisses

"= Jahresergebnis rach Verrechnung mit Ruckiagen U 827aBETA - .2.808.283.06 -
2. Jahresergebnis B827.355,73 -2.868.283,98
- Jahresfehibetrage aus Vorjahren 0,00 0,00

(Fehibetragsvortrag nach § 46 Abs. 4 Nr.1
Buchst. ¢ GemHVO Dopplk)

= ‘berelnigtes Jahresergebnis |~~~ 117 UgayspE7s - 2868.283,08
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6.955,59
81.397.29

11.589,95
148.267,24
144.666,37

2.617,48

208.718,54

115.040,67

4.300,60

0,60

0,00

512,29
423840
836,36

924.844,16
23.070,56

858.578,15
18.611,00
23.584,45

0,00
0,00

36.837.504,41
L8Re810. L

0,00
0.00

2 000
880810 00

-6.698,10
0,00

0,00

889890

-6.698,10
0,00

e840 T

355,59
-4.678,08

-6.770,05
-7.832,76
-22.924,53

0,00

-88.181,46

-59,33

-2.206,00

0,00

-400,00

-887.71
-361,60
463,64

-59.428,12
-320,44

-2.421,85
-42.876,83
-13.800,00

-3.983.600,00
-3.993.600,00

-5.540.563,60
2ss1&ssa'-’=

0 00
0,00

2.861.585,86
0,00

0,00

2861.586,38

2.861.585,86
0,00

'2,881.586,88 -

0,60
0,00

0,60
0,60
0,00

0,00
0,60

0,00

0,60
0,00
Q.00

0,00
0,00
0,00

8.100,00
0,00
0,60
0,00

8.100,00

0,00
0,00

225.363,79

| 1226,363,79

0,00
0,00
.. 800

-225.363,79
0,00

0,00

. i296.383,10

-225.363,79
0,60
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Stadt Kdthen (Anhalt}

Ergebmsrechnung 2016

01 Steuern und dhnliche Abgaben 12.014.676,98 15.666.900,00 62.649.53 -15.604.250,47 0,00
02 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 14.379.563,22 12.233.500,60 11.941.440.37 -292.059,63 0,00
03 + Sonslige Transferertrage 0,0¢ 0,c0 000 0,00 0,00
04 + offentlich-rechtliche Leistungsentgeite 2.513.508,41 2.895.100,00 1.185.315,81 -1.699.784,19 0,00
05 + privalrechliiche Leistungsentgelte, Kostenerstatfungen 1.686.703,48 2.761.273,00 1.110.482,38 -1.650.790,62 0,00
und Kostenumlagen
06 + sonslige ordentliche Ettrage 1.103.905,05 2.952.500,00 360.893,96 -2.591.608,04 0,00
07 + Finanzertrage -22.484,47 140.300,60 867,00 -132.433,00 0,60
08 + aktivierte Eigenleistungen, Bestandsverinderungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
09 = Ordentliche Ertrige 31.675.872,67 36.649.573,00 14.671.649,05 «21.977.923,95 0,00
10 Personalaufwendungen 10.210.852 .41 15.173.640,29 4.835.714,35 -10.337.925,94 0,00
11+ Versorgungsaufwendungen 0,00 5.000,00 0,00 -5.000,00 0,00
12+ Aufwendungen fr Sach- und Dienstleistungen 5.389.524,15 8.438.583,30 2.084.338,93 -6.354.264 37 0,00
13 + Transferaufwendungen 12.114.872,90 13.396.500,0C 12.441.789,37 -956.710,63 0,00
14 + scnstige ordentliche Aufwendungen 81540155 1.460.655,00 482.821,79 -977.833,21 0,00
15 + Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 903.066 43 800.445,0¢ 683.982,66 -116.462,34 0,00
16 + bianzielle Abschreibungen 0,00 3.450.000,0C 0,00 -3.450.000,00 0,00
17 = Ordentliche Aufwendungen L o 5 433.717.44  42.726.833,59 R0.528.647,10 -22 196.186,48
a8 i_-= Ordentliches Ergebnls .. L 242, 155 23 80T1.26059 . ;-ssseasa 05 220 282,54 BRI
{Saldo Zeilen'd und 17) : EE SR i B o
19 auferordentliche Erirdge 0 00 0,00 U 00 0,00 0,00
20 - auberordentliche Aufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

21 = Auserordenmches Ergebnrs ) L 0,00 0,60 ) 0,00 ) o000
: ‘Jahresergebnis - e '_224215523'-"- . -eonzao,ss . -5.866.998,05 .".'22023254:_ -
(JahrasuberschussiJahresfeh!betrag) R S k S s

L {Summe Zellen 18 und 21)

Nachrichtiich:

1. Jahresergebnis 2.242.155,23 -6.077.260,69 -5.856.998,05 220.262,54 0,00

+-  Entnahme aus/Zufihrung zu Rucklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses

+/- Entnahme aus/Zufohrung zu Rucklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

aus Uberschtssen des aullerordentlichen
Ergebmsses ]

“:Jahresergebnis nach Verrechnung mit Riickiagen . 2.242.16523 :  -8.077.260,69 = -5.858.99805 ' - 220.262,54 S 0,00
2. Jahresergebnis 224215523 B077.26059  -5.856.998,05 220,262,654 0,00
- Jahresfehibelrage aus Vorjahren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

{Fehlbetragsvortrag nach § 46 Abs. 4 Nr.1
Buchst. ¢ GemHVO Dopp]k)

= bereinigtes Jahresergebnis 00 224246623 1 8.077.280,69 - .-5.856.998,06 2026284 0 o0
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rirag!

nd Aufwandsart

01 Stever: und ahniiche Abgaben 12.014.676,98 15.666.900,00 62.649,53 -15.604.250,47 0,00
401100 Grundsteuer A 211.853,69 200.000,00 -162,62 -200.162,62 0,00
401200 Grundsteuver B 2.448.046,69 2.500.000,00 13.120,87 -2.486.879,13 0,00
401300 Gewerbasteuer 6.142.249,31 6.100.000,00 -74.948,05 -6.174.948,05 0,00
402100 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 251958495 8.220.000,00 77.546 49 -5.142.453,51 0,00
402200 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 573.007,16 1.298.500,00 8,00 -1.298.900,00 .00
403100 Vergntigungssteuer 847381 220.000,00 44.480,00 ~176.520,00 G,00
403200 Hundesteuer 111.061,37 128.000,00 2.612,84 -125.387,16 6,00

02 + Zuwendungen und aligemeine Umlagen 14.379.563,22 12.233.500,00 11.941.440,37 -292.059,63 0,00
411160 Schitsselzuweisungen vom Land 9.116.459,00 7.683.000,00 7.684.054,00 1.054,00 .00
413100 Sonstige afigemeine Zuweisungen vom Land 1.5679.804,00 1.559.900,00 1.559.906,00 6,00 6,00
414900 Zuweisungen far laufende Zwecke vom Bund 131.002,59 26.000,00 36.353,00 11.353,00 0,00
414100 Zuweisungen fir laufende Zwecke vom Land 62.303,79 280.700,60 12.540,00 -268.160,00 0,00
414200 Zuwessungen fiir laufende Zwecke von 3.157.966,78 2.427.800,00 2.617.7472,27 188.947,27 0,00

Gemeinden und Gemeindeverbadnden
414400 Zuweisungen fir laufende Zwecke vom 31.633,01 26.300,00 26.420,82 120,82 Q.60
sonstigen tffentlichen Bereich
414500 Zuschiisse for laufende Zwecke von 25.000,00 4.800,00 0,00 -4.800,00 0,00
verbundenen Untemehmen, Sondervermogert
und Beteiligungen
414600 Zuschusse for laufende Zwecke von sonstigen 103.961,34 0,00 0,08 0,00 0,00
offentlichen Sonderrechnunger
414601 Spenden fir laufende Zwecke von sonstigen 3,778,563 0,60 1.000.00 1.000.00 0,00
affentiichen Sonderrechnungern
414700 Zuschusse fur laufende Zwecke von privaten 151.701,68 225.000,00 0,00 -225.000,00 8.00
Unlternehmen
414701 Spenden for laufende Zwecke von privaten 13.746,50 1.000,00 2.301,18 1.301,18 0,00
Unlternehmen
414801 Spenden fir laufende Zwecke von obrigen 2.208,60 0,60 1.118,710 1.118,10 0,00
Bereichen
03 + Sonslige Transferertrage 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
04 + offentiich-rechtliche Leistungsentgeite 2.513.508,41 2.694.100,00 1.495.317,47 -1.699.782,63 0,00
431100 Verwaltungsgebithren 430.088,84 382.800,00 217.624,92 -165.175,08 0,00
432100 Benutzungsgebihren und dhniiche Entgelte 2.083.419,57 2.315.300,00 977,692,565 -1.337.607,45 000
432101 Ertrage aus Benulzungsgebihren 0,00 197.000,00 0,00 -197.000,00 0,00
05 + privatrechlliche Leistungsentigelie, Kostenerstattungen 1.686.703,48 2.761.273,00 1.110.482,38 -1.650.790,62 0,00
und Kostenumlagen
441100 Entrdgie aus Mieten und Pachten 373.542,99 303.800,00 223.449,25 -80.450,75 0,00
442100 Ertrége aus dem Verkauf von Vorrdlen 54.205,72 6.800,00 15.908,28 9.108,28 0,00
(sinschl. geringwertige Wirtschaftsgtiter)
446101 Riickerstattung privater Telefongebdhren 352,61 600,00 102,54 -497,46 0,00
446102 Ersatzieistungen fir Schadensfille 108.470,22 1.700,00 §.374,36 4.674,36 0,00
446103 Ruckerstaftung Kunstlersozialabgabe 0,00 73,00 73,00 0.00 0,00
446150 Sornstige privatrechtiiche Leistungsentgelfte 187.684,32 23.600,00 30.854,36 7.254,36 0,00
448000 Ertrége aus Kosfenerstattungen vom Bund 0,00 50.000,00 0,00 -50.000,00 0,00
448100 Entrége aus Kostenerstattungen vom Land 19.327,46 171.000,00 99.809,33 -71.190,67 000
448200 Erirage aus Kostenerstattungen von 732.973,82 1.997.900,00 704.904,.30 -1.292.985,70 0,00
Germeinden und Gemeindsverbantden
448400 Ertrage aus Kostenerstattungen vom 39.392,65 4%9.200,00 244,02 -48.955,98 0,60
sonstigen offentlichen Bereich
448500 Ertrége aus Kosfenerstatiungen von 108.396,01 4.800,00 0,00 -4, 800,00 a,00
verbundenen Untemehmen, Sondervermuogen
und Beteiligungen
448600 Ertrége aus Kostenerstaltungen von sonstigen 1.906,90 6.500,00 1.877,50 -4.622,50 0,00
dgffentlichen Sonderrechnungen
448700 Ertrége aus Kostenerstatiungen von privaten 4.872,16 40.000,00 2.951,76 -37.048,24 0,00
Untemehmen
448800 Ertrage aus Kostenerstattungen von Ubrigen 54.578,62 105.200,00 23.933,68 -81.266,32 0,00
Bereichen
06 + sonstige ordentliche Ertrage 1.103.905,05 2.952.500,00 360.893,96 -2.691.608,04 0,00
451100 Konzessionsabgaben 830.717.66 948.800,00 220.500,00 -728.300,00 0,00
452100 Erstattungen von Steuemn 205,33 Q.00 0,60 0,00 6,00
453100 Erirdge aus der Auflosung von Sonderposten 0.00 1.268.700,00 0,00 -1.268.700,00 0,00
aus Zuwendungern
453200 Entrdge aus der Aufldsung von Sonderposten 0,00 431.100.00 a,00 ~<431.100,00 0,00
fir Beitrage
453400 Entrége aus der Aufissung von sonsligen 0,00 700,00 0,00 -700,00 0,00
Sonderposten
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454100 Erirage aus der Verdullerung von 0,00 18.406,00 0,00 -18.4G0,00 0,00
Grundsticken und Gebéduden
454200 Ertrage aus der Verduerung von 1.500,60 0,00 6,00 0,00 a0

beweglichen Vermogensgegenstdnden von
mehr als 1.000 Euro ohne Umsatzsteuer
454400 Entréige aus der VersuBerung von Vorrdten 2.211,72 0,00 1.268,24 1.268,24 0,00
und garingwertigen Wirtschaftsgitern bis 150
Euro ohne Umsatzsteuer

456100 Bufigeider 118.253,30 146.006,00 68.507,21 -77.492,79 0,060
456200 Sdumniszuschlage 79.647,98 138.706,00 52.555,72 -85.144,28 0,00
459100 Andere sonstige ordentliche Ertrige 71.369,06 100,00 18.062,79 17.962,79 0,060
07 + Finanzertrage -22.484 47 140.300,00 867,00 -13$.433,00 c,00
451500 Zinserirage von verbundenen Unternshmen, 13.218,21 0,00 6,00 0,00 0,00
Bsteiligungen und Sondervernmégen
461700 Zinserirage von Kreditinstituten 130,46 0,00 36,00 36,00 0.00
451800 Zinserirage von Ubrigen infandischen G,00 300,00 c.00 -300,00 0,00
Bereichen
465100 Erfrage von Gewinnanteilen aus verbundenen 12.741,40 50.000,00 0,00 -50.000,00 0,00
Untermehmen und Beteiligungen
469100 Sonstige Finanzertrége -48.575,54 96.000,00 831,00 -89.169,00 0,00
08 + zkiivierte Eigenleistungen, Bestandsveranderungen 0,00 0,00 0,00 000 0,00
09 = Ordentliche Ertrige 31.675.872,67 36.649.573,00 14.671.650,71 -21.977.922,29 0,00
10 Personalaufwendungen 10.210.852,41 15.173.640,29 4.835.714,35 -10.337.925,84 0,00
501101 Dienstaufwendungen fir Beamite 428.830,89 527.800,00 192.658,48 -335.141,52 6,00
501202 Dienstaufwendungen fur Arbeitnehmer 7.247.297,96 10.855.700,00 3.343.930,62 -7.511.769,38 0,00
{Angestalite und Arbeiter)
501203 Dienstaufwendungen fir Arbeitnehmer 416.541,81 638.000,00 169.938,08 -468.0671,92 0,00
(Sonstige)
501800 Dienstaufiwendungen fur sonstige Beschéftigle 72.366,56 45.200,00 2.443.0% -42.706,91 0,00
502101 Beitrdge zu Versorgungskassen fir Beamte 331.036,00 348.000,00 336.644,00 -11.356,00 0,00
502202 Beitrdge zu Versorgungskassen fir 255.905,69 446.700,00 121.263.80 -325.430,20 .00
Arbeitnehmer (Angestelite und Arbeiter)
503202 Beitrdge zur gesetzlichen Sozialversicherung 1.448.807,06 2.308.800,00 668.280,06 -1.641.519,94 0,00

aus Dienstaufwencdungen fir Arbeitnehmer
{Angestellte und Arbeiter)

503900 Beilrdge zur gesetzlichen Sozialversicherung 0,60 240,29 240,29 0,00 0,00
aus Dienstaufwendungen fir sonstige
Beschiftigte

504101 Beihiffen und Unterstifzungsleistungen fir 66,44 2.200,00 259,93 -1,940,07 0,00
Beschaftigle (Beamte)

1+ Versorgungsaufwendungen 0,00 §.000,00 0,00 -5.000,00 0,00

511202 Versorgungsaufiwendungen fir Arbsitnehmer 0,00 5.000,00 0,00 -5.000,00 0,00

(Angestelite und Arbeiter)
12 + Aufwendungern fur Sach- und Dienstleistungen §.389.524,15 8.438.593,30 2.084.338,93 -8.354 254 37 0,00

521101 Unterhaltung der Grundstiicke, einschlieBlich 196.186,48 479.600,00 58.183,75 -421.416,25 0,00
Gebiude und bautiche Anlagen

521102 Unterhaltung der AuBenanlagen (Grin- und 64.927,80 £9.400,00 19.245,24 -50.154,76 .00
Spielaniagen)

521103 Unterhaltung der Tiefgaragen und 13.429.74 36.200,00 4.524,05 -31.675,95 0.00
Garagengrundsidcke

521150 Sonstiger Aufwand im Rahmen der 61.871,05 0,00 0,00 0,00 0,00
Unterhaltung der Grundst. und baul. Anlagen

522100 Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen 5.089,33 8.500,00 23383 -8.266,07 0,00
Vermdgens

522102 Unterhaltung der tffentlichen Fidchen/ 48.660,67 135.800,00 30.805,81 -104.894,19 0,00
Anlagen

522103 Unterhaltung des Infrastrukturvermégens 485 487,52 1.520.950,08 40.769,00 -1.480.181,08 0,00

522104 Unterhaltung der Wasserflachen 10.030,78 30.300,00 6.570,74 -23.729.26 0,00

522105 Unterhaltung der Park- und Gartenanlagen 4.756,37 8.264,05 8.264,05 0,00 0,00

523101 Mist/Pachlfaufwendungen fir Gebéude 207.570,03 220.900,00 203.547,62 -17.352,38 0,00
einschlieBlich Grundstick

523102 Mist/Pachlaufwendung fir unbebaute 485,70 500,00 487,50 -12,50 0,00
Grundsticke

523103 Miet/Pachtaufwendungen far Fahrzeuge 70.080,50 1.500,00 0,00 ~1.600,60 0,00

523150 Sonstige Miet/Pachtaufwendungen 102.772,90 15.200,00 2.877,96 -12.322,04 0,00

523200 Aufwendungen fir Leasing 49.6715,42 87.200,00 43.879,00 -43.321,00 0,00

524101 Aufvendungen fir Strom 343.253,30 486.700,00 166.838,27 -319.861,73 0,00

524102 Aufwvendungen fir Wasser 32.678,90 40.300,00 20.806,34 -19.423,66 0,00

524103 Aufwendungen ftir Abwasser 132.786,46 164.200,00 19.7566,81 -144.443,19 0,00

524104 Aufwendungen fur Niedorschlagswasser 34.894,63 356.500,00 19.783,00 ~15,717,00 6,00
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524105 Aufwendungen fir Heizung, Warme, Z66.958,47 413.800,00 175.097,34 -234.802,66 0,00
Heizmaterial

524106 Aufwendungen fur Abfallentsorgung 27.903,45 32.800,00 23.515.13 -9.283,87 0,60

524107 Aufwendungen filr Reinigung {einschiielich 283.608.44 455,500,066 110.706,84 -344.793,16 0,60
Reinigungsmaterial und Glasreinigung)

5247108 Aufwendungen fir Slraenreinigung und 18.204,24 41,160,060 11.962,08 -28.137,82 Q.00
Winterdienst

524150 Sonstige Bewirtschaftungsaufwendungen 332.621,49 211.000,00 143.277,04 -67.722,96 0.00

524151 Gebdudeversicherungen 18.708,20 23.860,00 17.900,53 -5.898,47 2,00

524152 Inhalts- und Elektronikversicherungen 19.829,19 25.800,00 20.028,22 -5.871,78 0,00

5251071 Aufwendungen foir 83.651,82 121.5060,00 38.143,21 -83.356,79 0,00

Reparaturen/Unterhaltung/Reinigung/
Plisge/Wartung/ Inspektionen/TUV/AL sowie

fur Ole/Schmierstoffe
525103 Aufwendungen fir Kraftstoff 47.993,28 78.006,00 12.671,69 -65.328,91 0.00
525105 Aufwendungen fiir Versicherungen/Steuemn 27.733,05 30.700,00 26.247,83 -4.452,17 0,00
525150 Senstige Aufwendungern im Ralnen der 529,08 1.200,00 0,00 -1.200,00 0,00
Fahrzeugunterhaltung
525501 Unterhaltung (Instandsetzung/Reparatur) der 4.965,58 20.006,00 649,89 -18.350,11 G.00

Maschinen und technischen Anlagen
einschiiellich Erwerb geringwerliger
Wirtschaftsgtiter bis 150 EUR ohne
Umsatzsteuer
525502 Unferhaltung (fnstandsetzung/Reparatur) der 97.907,80 163.400,00 40.036,90 -123.363,10 0,00
Betriebs- und Geschafisausstatiungen
einschl. Erwerl geringw. Wirlschaftsgiiter bis
180 EUR ohne Umsatzsteuer

526101 Dienst- und Schutzbekieidung 14.402,78 27.400,00 83,69 -27.316,31 0,060
526102 Aus- und Forthitdung 24.526,09 40.800,00 13.885,93 -26.914,07 0.0
527101 Besondere Verwaltungs- und 8.647,35 26.300,00 850,03 -25.408,97 o.00
Betriehsautwendungen im Schul- und
Hortbereich
527102 Besondere Verwallungs- und 2.793,79 6.400,00 463,35 -5.836,65 0,00

Betrigbsautwendungen im
Kindertagesstéttenbereich

527103 Reprasentationsn und 10.109,03 19.300,00 7.332,60 -11.967,40 0,00
stddtepartnerschatiiiche Beziehungen

527150 Sonstige besondere Verwaltungs- und 76.513,52 62.829,51 6.904,18 -55.925,33 0,00
Betrigbsautwendungen

528100 Aufwendungen fir den Erwerb von Vorrdten 30.751,53 40.100,00 B.378,44 -31.721,56 6,00

529101 Unterhaltung/Beireibung durch Fremdfirmen 371.884,59 633.135,95 59.980,15 -573.155,80 0,00

529102 Erstellung von Bebauungsplanen, 4.869,48 137.913,71 0,00 ~137.913,71 0,00
Flachennutzungspldnen und dgl.

529103 Gutachfer- und Wentermittiungstétigkeiten und 37.801,48 102.000,00 17.035,13 -84.964,87 0,00
dgl.

528150 Sonstige Aufwendungen fir sonstige 1.818.640,93 2.382 600,60 £98.475,26 -1.684.124,74 0,00
Dignstieistungen

13 + Transferaufwendungen 12.114.872,9C 13.398.500,00 12.441.789.37 -056.740,63 0,00

531300 Zuweisungen an Zweckverbande 0.00 694.400,00 665.175,34 -29.224,66 .00

531500 Zuschusse an verbundenen Unternehmen, 1.320.779.87 1.382 400,00 1.333.826,97 -18.570,03 0,00
Sondervermogen und Beteiligungen

531600 Zuschusse an sonstige ¢ffentliche 0,00 33.500,00 25.125,00 -8.875,00 0,00
Sonderrechnungen

531700 Zuschtisse an private Untemehmen 111.305,17 262.600,00 12.540,00 -250.060,60 6,00

531800 Zuschisse an (brige Bereiche 431.070,43 464.100,00 335.644,06 -128.455,94 c.00

534100 Gewerbesteuarumiage 323.902,00 480.000,00 0,00 ~480,000,00 000

537200 Allgemeine Umlagen an Gemeinden und 9.252.397,00 10.069.500,00 10.069.475,00 -25,00 0,00
Gemeindeverbande (Kreisumlage)

537300 Allgemeine Umlagen an Zweckverbdnde 67541833 12.000,00 0,00 -12.000,00 0,06

14 + sonstige ordentiiche Aufwendungen 815,401,556 1.460.655,00 482.821,79 -977.833,21 000

541100 Sonstige Personal- und 17.659,39 33.500,00 5.322,96 -28.177,04 0,00
Versorgungsaufwendungen

542100 Aufwandungen fur ehrenamiliche und sonstige 94.614,01 150.500,00 63.727,36 -B5.772,64 Q.00
Tatigkeit

542900 Sonstige Aufwendungen fur die 37.174,48 42.100,00 21.874,21 -20.225,79 0,00
Inanspruchnahme von Rechten und Dignsten

543101 Burobedarf einschi. kieinere Arbeitsmiltel 27.448,71 32.600,00 £.303,16 -26.296,84 0,00

543102 Blcher und Zeitschriften, Gesetzesbiatter 28.021,39 35.900,00 14.384,00 -21.516,00 0,00

543103 Postgebihren u. 4. 56.788,75 77.300,00 24.801,07 -52.498,93 0,00

543104 Telefongebthren u. 4. 33.585,74 47.100,00 13.266,86 -33.833,14 0,00
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543105 Gifentliche 4.076,85 9.700.00 3.032,86 -6.667,14 0,06
Bekannimachungen/inserate/Anzeigen

543106 Sachverstandigen-, Gerichis- und &hnliche 80.547,28 60.000,00 1.903,44 -58.096,56 0,60
Kosten

543150 Sonstige Geschaftsaufwendungen 10.568,99 19.400,00 11.204,91 -8.195,09 0,00

544100 Steuern, Versicherungen, Schadensfilie 134.639,05 131.700,00 117.284,62 -14.415.38 0,00

545060 Erstattungen fiir die Aufwendunigen von 120.845,88 131.000,00 33.755,72 -97.244,28 0,60
Dritten aus laufender Verwaltungstétigkeit an
den Bund

545100 Erstaftungen fur die Aufwendungen von 347,48 755,00 495,00 -260,00 0,60
Dritten aus laufender Verwaltungstatigheit an
das Land

545200 Erstatiungen fur die Aufwendunger von 44.802,91 318.106,00 42.547,75 -275.552,25 0,60

Dritten aus laufender Verwallungstatigkeit an
Gemeinden und Gemeindeverbénde
545500 Erstattungen fdr die Aufwendungen von 115.040,67 115.100,00 115.040,67 -59,33 0,00
Driften aus iaufender Verwaltungstatigkeit an
verbundene Unternehmen, Sondervermogen
und Beteiligungen
545600 Erslattungen fdr die Aufwendungen von 4.306,60 6.000,00 4.600,00 -1.400,00 0.00
Lritten aus laufender Verwaltungstatigkeit an
sonstige offentliche Sonderrechnunger

545800 Erstattungen fir die Aufivendungen von ¢.00 400,00 0.00 ~400,00 Q.00
Dritten aus laufendar Verwaltungstétigheit an
brnige Bereiche
547300 Wertverdnderungen beim Umiaufvermégen 0,00 242.800,60 ¢,00 -242.600,00 0,60
548100 Verfiugungsmitte! 512,29 1.300,60 0,00 -1.300,00 0,00
545200 Fraklionszuwendungon 4.070,40 4.600,00 3.277.20 -1.322,80 0,00
546300 Ubrige weitere sonstige Aufwendungen aus 357,28 1.600,00 0,00 -1.000,00 0,00
laufender Verwaltungstatigkeit
16 + Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 903.066,43 B00.445,00 683,952, 66 -116.462,34 0,00
551700 Zinsaufwendungen an Kredilinstitute, 14.259,05 50.000,00 10.756,39 -39.243,61 0,00
Kassenkredite
551701 Zinsaufwendungen an Kreditinstitute 853.564,95 680.060,00 £73.015,27 -6.984,73 0,00
569200 Verzinsung von Steuerrdckerstattungen 16.392,00 50.000,00 211,00 -49.789,00 0,00
559900 Sonstige Finanzaufwendungen 18.850,43 20.445,00 0,00 -20.445,00 0,00
16 + bilanzielie Abschreibungen 0,00 3.450.000,00 0,00 -3.450.000,00 6,00
571100 Abschreibungen auf immateriefle Q.00 3.450.000,00 0,00 -3.450.000,00 0,00
Vermigensgegenstande und Sachanfagen
17 = Crdentliche Aufwendungen ] ] 29.433.717,44 42.726.833,59 20.528.647,70  -22,198.186,49 - 000
48 =" Ordentliches Ergebnis . = - REI 2 242 155,23_ . +8.077.280,59 . ..5.856.996,39 - 22028420 - . -7 ... 0,00
Lo (Satdo Zelten 9 und 17} : : Lenn R e T T
19 aufierordentliche EHrage 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
20 - auflerordentliche Aufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

21 = AuBerordentiiches Ergebms_ . o L. 000 . oo 000

‘Jahresergebnis - 2 242 1ss 23 - 8077.28089 -sssem 3 '_
-(Jahresﬂberschussf Jahfesfehlbe!rag) ERR T Sy .
Cr{Summe Zellen 18 und 21)

Nachrichtlich:
1. Jahresergebnis 2.242.155,23 -6.077.260,59 -5.866.996,39 220.264,20 0,00
+- Entnahme aus/Zufuhrnung zu Ricklagen 0,0¢ 0,60 0,00 0,00 0,60
aus tiberschissen des ordentiichen Ergebnisses
+- Entnahme aus/Zufihrung zu Ruckiagen 0,00 0,60 0,00 0,00 0,00

aus Uberschiissen des aullerordentlichen
[Ergebnisses

. Jahresergebnis nach Verrechnung mit Ricklagen - 2.242456,23 . -8.077.260,89 - -5.856.996,39 <. ' 220.264,20 . 10,00
2. Jahresergebnis 224215623 -6.077.260,59 -5.856.996,39 220.264,20 0,00
- Jahresfehlbetrage aus Vorjahren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
{Fehlbetragsvortrag nach § 46 Abs. 4 Nr.1
... Buchst. c GemhvO Doppik) . o . . e L B T,
. =" beratnigtes Jahresergebnis L 2,242 166,23 8.077.260,69 -~ .5.B66.996,39 . - . 22028420 N 0,00
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Informationsvorlage 2016072/1
Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 31.05.2016
Rechnungsprifungsaus | TOP: 25
schuss
Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2016072/1
Az.: erstellt am: 11.05.2016
Betreff

Beantwortung der Antrage zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion
"FDP-B90/Die Griinen"

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1]31.05.2016: Rechnungspriifungsausschuss 31.05.2016

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Alexander Frolow

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen 2016 gingen verspatet zum 29.02.2016 noch
Anfragen und Anderungsantrage der Fraktion FDP-B90/Die Grunen ein. Ein GroRteil der
Anfragen und Antrage konnten trotz der Terminiberschreitung noch im Hauptausschuss und
Stadtrat im Zuge der Beschlussfassung zum Haushalt 2016 bericksichtigt werden.

Hinsichtlich der noch unbeantworteten Antrdge ergeht nunmehr mit dieser

Informationsvorlage eine Stellungnahme der Stadt.

Abschaffung des Stechuhrsystems und ggf. Demontage und Verkauf der
vorhandenen Anlage. Dadurch Einsparung an EDV-Technik und Verbrauchsmaterial.
Begrindung: Die Arbeitsgruppen sind kleinteilig. Dadurch lassen sich An- und
Abwesenheiten leicht durch die jeweiligen Flhrungskrafte kontrollieren.

Gegenseitiges Vertrauen wird gestarkt.

Dem Antrag sollte nicht gefolgt werden. Zum einen wird eingeschéatzt, dass Demontage und
Verkauf der vorhandenen Anlage die wirtschaftliche Situation der Stadt Kéthen (Anhalt) nicht
wirklich verbessern. Die Anlage hat einen Rest-Wert von 1 Euro. Demontage und Verkauf
verursachen einen Montage- und Verwaltungsaufwand, der in keinem Verhéltnis zum zu
erwartenden geringen Erlos stehen wirde. Laufende Software- und Hardwarekosten gibt es
zudem nicht. Die Anschaffungskosten entstanden bereits vor vielen Jahren, ein
Wartungsvertrag wurde nicht abgeschlossen. Zum anderen dient die automatische
Zeiterfassung einem effizienten Arbeitsablauf. Der manuelle Aufwand sowohl bei den
einzelnen Mitarbeitern (manuelles fiihren von Arbeitszeitnachweisen, berechnen der SOLL-
und IST-Zeit, des Stundenstandes etc.) als auch bei den Vorgesetzten, denen der
Kontrollaufwand damit Gbertragen werden wirde, ist durch die automatische Zeiterfassung
minimiert worden und hat u.a. in der Vergangenheit dazu gefiihrt, dass eine Stelle in der
Personalabteilung eingespart werden konnte. Auf die Ermittlung der betriebswirtschaftlichen

Kosten fir den manuellen Aufwand wird an dieser Stelle verzichtet.

Uberpriifung aller rechtlichen kommunalen Regelungen, ob statt einer Genehmigung
eine Anmeldung ausreicht, wenn dabei ein Lastschriftmandat fir die Gebuhr
beigelegt ist.

Wenn bei den daftir mdglichen Verwaltungsakten z.B. innerhalb von 2 Wochen von
der Verwaltung keine anderslautende Entscheidung dem Antragsteller zugeht, ist
damit das Einvernehmen mit der Stadt hergestellt. Der Bearbeitungsaufwand fir die

Verwaltung wird in diesen Fallen um mehr als die Halfte gesenkt.



Stellungnahme der Verwaltung:

Der Vorschlag der Fraktion stellt der Sache nach die Einfihrung sogenannter
Genehmigungsfiktionen dar. Genehmigungsfiktionen werden in Deutschland seit Anfang der
1990er Jahre diskutiert und haben bereits Eingang in das geltend Bundes- und Landesrecht
gefunden. Auch das Europarecht spielt hier eine wichtige Rolle. Fir das deutsche Recht ist
insbesondere der 8§ 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG) zu nennen. Danach
gilt eine beantragte Genehmigung nach Ablauf einer fur die Entscheidung festgelegten Frist
als erteilt (Genehmigungsfiktion), wenn dies durch Rechtsvorschrift angeordnet und der
Antrag hinreichend bestimmt ist (§ 42a Abs. 1 Satz 1 VwVfG). Die Regelfrist betragt hierftr
drei Monate, soweit nichts anderes bestimmt ist (8 42a Abs. 2 Satz 1 VwVf{G). Sie kann

einmalig angemessen verlangert werden (8§ 42a Abs. 2 Satz 3 VWV{G).

Ein typisches Beispiel fir eine Genehmigungsfiktion im Landesrecht ist § 68 Abs. 5 Satz 1
der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA). Danach gilt im vereinfachten
Verfahren nach § 62 BauO LSA die Genehmigung als erteilt, wenn die Bauaufsichtsbehdrde

nicht innerhalb von drei Monaten lber den Bauantrag entschieden hat.

Die Genehmigungsfiktion fuhrt jedoch nicht zur Senkung des Bearbeitungsaufwandes fir die

Verwaltung. Das ist auch nicht ihr Zweck:

Der Sinn der Genehmigungsfiktion ist namlich nicht die Verminderung des
Prufungsaufwandes. Auch im Falle einer Genehmigungsfiktion ist die Verwaltung in der
Pflicht, jeden Antrag vollstandig zu prifen und dabei ihr ggf. bestehendes Ermessen
ordnungsgemal auszulben. Genehmigungsfiktionen dienen nicht dazu, Antrage ungeprift
~<durchzuwinken®. Dies gilt schon deshalb, weil von fiktiven Genehmigungen dieselbe
Wirkung ausgeht, wie von ausdrucklich erteilten Genehmigungen. Insbesondere ist die
Amtshaftung in diesen Féllen keineswegs ausgeschlossen. Eine Verringerung des

Arbeitsaufwandes tritt deshalb nicht ein.

Genauso wenig befugt die Genehmigungsfiktion die Verwaltung dazu, auf die Erteilung von
Genehmigungsbescheiden grundsatzlich zu verzichten, um sich den Schreibaufwand zu
ersparen. Mit der Genehmigungsfiktion wird ein Antrag so genehmigt, wie er gestellt worden
ist. Diese Fdalle verursachen aber von vornherein wenig Begrindungs- und damit
Schreibaufwand. Insoweit sorgt bereits § 39 Abs. 2 Nr. 1 VwVf{G fir Erleichterung in der



Bearbeitung. Denn soweit die Behdrde einem Antrag entspricht oder einer Erklarung folgt
und der Verwaltungsakt nicht in Rechte eines anderen eingreift bedarf es keiner
Begriindung. Den mit Abstand gréRten Schreib- und damit Zeitaufwand verursachen aber
die Verwaltungsakte, die nur mit Nebenbestimmung (8 36 VwVfG) ergehen konnen, die
einem Antrag nur teilweise stattgeben bzw. ihn modifizieren oder einen Antrag vollstandig
ablehnen mussen. In diesen Féllen darf die Genehmigungsfiktion von vornherein nicht
eintreten, weil andernfalls eine rechtswidrige Genehmigung entstehen kénnte. Diese misste
dann nach den 88 48, 49 VwVIG aufgehoben werden. Dadurch wirde sogar zusatzlich
erheblicher Verwaltungsaufwand und das Risiko von Entschadigungszahlungen an den

Empféanger der fiktiven Genehmigung entstehen.

Der Zweck der Genehmigungsfiktion ist die Beschleunigung des Verfahrens. Denn mit
der zunehmend 6konomisch gepragten Sicht auf die Verwaltung riickte der Zeitfaktor in den
Mittelpunkt des Interesses (vgl. H. Biermann, Verfahrens- und Entscheidungsfristen —
Sinnvolle Instrumente zur Beschleunigung von Verwaltungsverfahren oder ,Irrweg der
Fiktion“?, NordOR 2009, 377, 378). Genehmigungsfiktionen kénnen insbesondere dazu
geeignet sein, den Zeitpunkt der Entscheidung — und sei es eine fingierte — fir den
Antragsteller berechenbarer zu machen (vgl. a. a. O., S. 382 f.). Dies gilt vor allem fir
komplexere Antragsverfahren (bspw. Baugenehmigung). Andererseits besteht flr den
Antragsteller die Gefahr, dass die Behdrden unter Zeitdruck die ,Flucht in die Ablehnung*
antreten und im Zweifel vorsorglich Ablehnungsbescheide erlassen werden. Damit wirde
das Genehmigungsverfahren in das Widerspruchsverfahren verlagert. Zudem kann sich der
Antragsteller bei einer fiktiven Genehmigung nicht sicher sein, ob die Behdrde seinen Antrag
wirklich Uberpruft hat oder nur zu einer fristgerechten Prufung nicht in der Lage war. Das
hierdurch gesteigerte Risiko einer nachtraglichen Aufhebung ertffnet ein weites Feld fir

spatere Konflikte zwischen Behotrde und Antragsteller (vgl. a. a. O., S. 383).

Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die Einfihrung  von
Genehmigungsfiktionen in den auf kommunaler Ebene regelbaren Antragsverfahren keine
Senkung des Bearbeitungsaufwandes fur die Verwaltung eintreten wird. Denn der
Zweck der Genehmigungsfiktion ist nicht die Entlastung der Verwaltung sondern die
Beschleunigung des Verfahrens. Fir die Verwaltung kédme zur Arbeitsbelastung noch

Zeitnot hinzu.

Reduzierung der Personalausgaben durch Erh6hung der Freizeit der Beschéftigten.



Von 308 Beschaftigten sind nach den vorliegenden Unterlagen 79 Stellen in
Umfang/Entlohnung nicht veranderbar (ATZ, Offnungszeiten, Handwerker, Erzieher
usw.) bei den anderen 229 Stellen ist eine Reduzierung der Arbeitszeit mdglich.
..... Wenn jeder der 229 mdglichen AN freitags eine Stunde eher Dienstschluss hat und
dadurch eine Stunde mehr Freizeit je Woche, resultieren daraus ca. 2,50% weniger

Personalkosten.

Voranzustellen ist, dass die Kommunen nach 8 75 KVG LSA verpflichtet sind, die zur
Erfullung ihrer Aufgaben erforderlichen Beschaftigten einzustellen. Die Aufgabenerfillung
hat oberste Prioritat und ist nur mit dem notwendigen Personal zu leisten.
Personalreduzierungen sind in verschiedenen Bereichen mdglich, wurden in der
Vergangenheit und werden auch in Zukunft dann auch umgesetzt, wenn es moglich war und
ist.

Zur Leistung der Personalaufwendungen ist die Stadt Kéthen (Anhalt) zudem sowohl
arbeitsvertraglich als auch gesetzlich verpflichtet.

Bsp.: Ein Beschéftigter hat einen Arbeitsvertrag (ber eine regelmafRige wdchentliche
Arbeitszeit von 40 Stunden. In diesem Fall hat er einen Anspruch auf Entgelt fur 40
Wochenstunden. Gleichzeitig ist er verpflichtet, durchschnittlich wéchentlich 40 Stunden zu
arbeiten. Wie er die Zeit auf einzelne Tage oder Wochen verteilt, ist dabei unerheblich. Eine
Stunde eher Dienstschluss heil3t damit, dass der Beschaftigte, der zur Arbeitsleistung aus
seine Arbeitsvertrag verpflichtet ist, diese zu einem anderen Zeitpunkt ableisten muss, da er
Anspruch auf das entsprechende Entgelt hat.

Einseitige Anderungen des Arbeitsvertrages in Form von Anderungskiindigungen diirfen
nach dem Kiindigungsschutzgesetz nur aus personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten
Grinden erfolgen. Die einseitige pauschale Reduzierung der Arbeitszeit entsprechend dem
HH-Antrag ist daher rechtlich nicht mdglich.

Selbstverstandlich lasst das Arbeitsrecht auch Veranderungen zu. Diese sind jedoch zum
einen nicht ohne weiteres einseitig umsetzbar und zum anderen bedarf es eines rechtlich
zulassigen Grundes, der einer gerichtlichen Uberpriifung standhalten muss.

Tatsachlich gibt es jedoch stets die Mdglichkeit, eine Stundenreduzierung im gegenseitigen
Einvernehmen zu vereinbaren. In dem Fall wird die im Arbeitsvertrag vereinbarte Arbeitszeit
befristet oder unbefristet per Anderungsvertrag reduziert.

Folglich verringert sich der Entgelt- oder Besoldungsanspruch entsprechend, was zu
Einsparungen in den Personalaufwendungen fihrt. Diese Mdoglichkeit wird von einigen
Mitarbeitern auch bereits seit einiger Zeit in Anspruch genommen. Die entsprechenden

Einsparungen sind seit geraumer Zeit Bestandteil der jeweiligen



Haushaltskonsolidierungskonzepte und verbessern damit tatséchlich das Jahresergebnis
und somit die Haushaltssituation.

Diese sind jedoch immer quantitativen und qualitativen Leistungsverlusten verbunden.
Tatsachlich nicht veréanderbar sind Uberdies weit mehr als die im Antrag aufgezéhlten
Stellen. Allein im Erzieherbereich mit  dem gesetzlich einzuhaltenden

Mindestpersonalschlissel sind 97 VbE-Stellen (inklusive ATZ-Stellen) vorhanden.
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Sicht der Verwaltung
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l. Einleitung

Unter der Uberschrift ,Wirtschaftlichkeitsiiberpriifungen“ machte die Fraktion der Freien
Wahler im Rahmen der Diskussion zum Haushaltsentwurf 2016 den Vorschlag, in
Zusammenarbeit mit einem externen Dienstleister, der Verwaltung und Mitglieder eines
Arbeitskreises, bestehend aus Stadtraten, die Wirtschaftlichkeit des Baubetriebshofes, des
Hausmeisterpools und des Friedhof- und Grinflachenbereiches zu untersuchen und
MaRnahmen einzuleiten, die das Betriebsergebnis dieser Bereiche verbessern helfen.
Vorweggenommenes Ziel dieser Untersuchungen sollte die Grindung einer 100%

Tochtergesellschaft der Stadt, eine stadtische Dienstleistungsgesellschaft, sein.

Im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) Nr. 2 vom Freitag, den 26. Februar 2016, hat die
Fraktion Freie Wahler (iber dieses Vorhaben nahere Ausfiilhrungen und Uberlegungen
gemacht. Es wurde die Grindung einer Tochtergesellschaft zum Bsp. mit dem Namen
Service GmbH vorgeschlagen. Diese soll dann den handwerklichen Personalbereich, die
Gebaude, Liegenschaften, den Fuhrpark und deren Ausristung Ubernehmen, mit dem
Ergebnis im Haushalt der Stadt Kéthen (Anhalt) 1.800.000 € einsparen zu kénnen. Die
GmbH soll dann durch eine eigene, von der Verwaltung unabhangige Geschaftsleitung

gefuhrt werden. Der politische Einfluss soll Uber einen Aufsichtsrat gesichert werden.

Im Folgenden wird versucht, detailliert auf die einzelnen Vorschlage der Fraktion Freie

Wahler einzugehen, die rechtliche, wirtschaftliche und organisatorische Seite dieser
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Vorschlage zu betrachten und die bisherige Gesamtsituation des handwerklichen

Personalbereiches in seiner Entwicklung darzustellen.

1. Rechtliche Voraussetzungen zur Griindung einer privaten Tochtergesellschaft

Das Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) legt fest, wann
sich die Stadt Kéthen in Angelegenheiten der o6rtlichen Gemeinschaft auch auf3erhalb ihrer
offentlichen Verwaltung in den Rechtsformen des Eigenbetriebs, der Anstalt des 6ffentlichen

Rechts oder einer Rechtsform des Privatrechts wirtschaftlich betatigen kann.
Voraussetzungen sind:
1. Nach § 128 (1) KVG LSA muss ein 6ffentlicher Zweck die Betatigung rechtfertigen,

» Alle Tatigkeiten oder Tatigkeitsbereiche, mit denen die Kommune an dem vom
Wettbewerb beherrschten Wirtschaftsleben teilnimmt, um ausschliellich

Gewinn zu erzielen, entsprechen keinem 6ffentlichen Zweck.

» Betatigungen in den Bereichen Strom-, Gas- und Warmeversorgung, der
Wasserversorgung, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung,
Wohnungswirtschaft und des 6ffentlichen Verkehrs, so legt § 128 (3) Satz 1

KVG LSA fest, dienen einem o6ffentlichen Zweck und sind zulassig.

2. die wirtschaftliche Betatigung muss nach Art und Umfang in einem angemessenen

Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit der Stadt und zum voraussichtlichen Bedarf stehen

3. der Zweck darf nicht besser und wirtschaftlicher durch einen anderen erfillt werden

konnen

4. Wirtschaftliche Betatigung in allen anderen Wirtschaftsbereichen aullerhalb des
Gebietes der Kommune (Uber die territorialen Grenzen der Stadt Kéthen hinaus) ist
nur in begriindeten Ausnahmefallen zulassig (§ 128 (4) KVG LSA):

- wenn ein offentlicher Zweck die Betatigung rechtfertigt

- die Betatigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhaltnis zur
Leistungsfahigkeit der Stadt steht

- die berechtigten Interessen der betroffenen Kommunen gewahrt sind





- bei Aufgaben, die im Wettbewerb wahrgenommen werden, ist der

wettbewerbsrechtliche Ordnungsrahmen zu beachten

- die betroffene Gemeinde ist so rechtzeitig vor der Aufnahme der
wirtschaftlichen Tatigkeit in ihrem Gemeindegebiet zu informieren, dass sie

ihre berechtigten Interessen geltend machen kann.

5. Nach § 129 KVG LSA darf die Stadt nur ein Unternehmen in einer Rechtsform des
Privatrechts unterhalten, errichten Gbernehmen, wesentlich erweitern oder sich daran
beteiligen, wenn die Voraussetzungen des § 128 KVG LSA (hier die Punkte 1.-3.)

und die folgenden Voraussetzungen vorliegen:

- der offentliche Zweck nicht ebenso durch einen Zweckverband, einen
Eigenbetrieb oder eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts erfillt wird oder erfllt

werden kann

- durch die Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung

sichergestellt ist, dass der &ffentliche Zweck des Unternehmens erflillt wird,

- die Stadt einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in
einem entsprechenden Uberwachungsorgan erhalt und dieser durch

Gesellschaftsvertrag, Satzung oder in anderer Weise gesichert ist,
- die Haftung der Stadt begrenzt wird,
- die Einzahlungsverpflichtung im Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit steht,

- keine Verpflichtung zur Ubernahme von Verlusten in unbestimmter oder

unangemessener Hohe.

Liegen diese Voraussetzungen fur die Grindung einer Gesellschaft des Privatrechtes fur die
in Rede stehende Aufgaben vor?

Zu1.

Bei den Leistungen der zu betrachtenden gewerblichen Bereiche der Stadtverwaltung
handelt es sich nicht um Aufgaben der Daseinsvorsorge im Sinne von § 128 (3) Satz 1 KVG
LSA.

Worin besteht dann der offentliche Zweck, der Voraussetzung fir die privatwirtschaftliche
Betatigung der Stadt ist?

Bei dem ,o6ffentlichen Zweck® handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff mit

Beurteilungsspielraum. Inwieweit eine wirtschaftliche Betatigung dem Kriterium des
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Gemeinwohls unterféllt, ist hauptsachlich der Anschauung und EntschlieBung ihrer
mafgeblichen Organe Uberlassen und hangt von den ortlichen Verhaltnissen, finanziellen
Mdoglichkeiten, Bedurfnisse der Einwohnerschaft und anderen Faktoren ab. Der Begriff des
offentlichen Zwecks unterliegt aufgrund der wirtschaftlichen, technischen, politischen und
sozialen Entwicklung einer standigen Entwicklung und Veranderung. Die Kommune ist in der
Pflicht, den o6ffentlichen Zweck, der das wirtschaftliche Tatigwerden rechtfertigen soll, zu

prazisieren.

Die Aufgaben der offentlichen Grinflachenpflege, die Grinflachenpflege in Einrichtungen der
Stadt, wie Schulen und Kindertagesstatten, Friedhofe betreiben, stadtische Stralien, Wege
und Platze reinigen, Winterdienst, Hausmeisterdienstleistungen fir alle Einrichtungen, wie
Kindertagesstatten, Schulen, Verwaltungsgebaude der Stadt, Springbrunnen unterhalten,
Verkehrsleitreinrichtungen betreuen usw. usw. dienen dem Gemeinwohl, da sie der
Ordnung, Sauberkeit und Sicherheit dienen, das 6ffentliche Eigentum der Stadt unterhalten
und den Wert dieses Eigentums erhalten und das im Interesse der Einwohner der Stadt liegt.

Damit erflillen die Aufgaben sicherlich das Kriterium des 6ffentlich rechtfertigenden Zweckes.
Zu 2.

Ob Art und Umfang dieser Aufgabenerfillung im Verhaltnis zu Leistungsfahigkeit der Stadt

Kéthen stehen, ist fraglich.

Durch den Leistungsfahigkeitsbezug sollen die Kommunen vor Aktivitdten geschutzt werden,
die ihre Verwaltungs- und/ oder Finanzkraft Gberfordern bzw. die erzielbaren Vorteile sollen
uberwiegen. Die Kommune ist angehalten, die geplante Initiative gezielt unter folgenden

Gesichtspunkten zu Gberprifen:
a. Haushaltslage (ausgeglichen bzw. beschlossenen Konsolidierung)

b. Bereits bestehende kommunale Unternehmensformen mit entsprechend hoher

Bindung kommunaler Vermégenswerte

c. Finanzielle Verpflichtungen bzw. Einnahmen der Kommune durch die

bestehenden Unternehmen

d. Grundsatzliche finanzielle Risiken bei der neuen wirtschaftlichen Betatigung
aufgrund der Wahl der Unternehmensform und des betreffenden Sachgebiets,
klassischer Zuschussbetrieb oder gebuhrenfinanzierte bzw. ertragreiche

Einrichtung mit positiven Ergebnissen





A

Die Haushaltslage der Stadt ist seit Jahren defizitar. Insofern ist alles zu vermeiden, was die
Haushaltslage noch weiter verschlechtert. Da die Verwaltung héheren Aufwand und
Auszahlungen als bisher fir die Erfullung dieser Aufgaben sieht, ist diese Voraussetzung flr

die Grundung einer privaten Gesellschaft nicht gegeben.
Hoher Kosten entstehen durch:

- 25.000 € Stammkapital fur die Grindung der Gesellschaft, Notar und

Verwaltungskosten fiir die Griindung sind aufzubringen,

- Die GmbH stellt als juristische Person des Privatrechts ein selbststandiges
Rechtssubjekt dar und wird demnach - unabhangig von
Beteiligungsverhaltnissen etc. — eigenstandig besteuert. So besteht kraft
Rechtsform eine unbeschrankte Koérperschaftssteuerpflicht, sowie eine
Gewerbesteuerpflicht, dariber hinaus unterliegt eine GmbH als selbstandige
Unternehmerin der Umsatzsteuer, alles die Leistung verteuernder Aufwand

- Die Folge fur die Stadt ist, fir den Bezug der bisher selbsterbrachten
steuerfreien Leistungen von der Gesellschaft ist zumindest eine 19%
Kostensteigerung verbunden, weil die Privatgesellschaft Mehrwertsteuer von

der Stadt fir diese Leistungen erheben muss

- Da die Voraussetzungen eines Betriebstiberganges der Beschaftigten nach §
613 a BGB zur Gesellschaft vorliegen, deswegen nur durch die
Gesellschaftsgrindung Personalkosteneinsparungen nicht zu verzeichnen
sein werden, kann so auch der Kostenzuwachs durch die Mehrwertsteuer in
Hohe von 19% nicht durch Personalkostenreduzierungen ausgleichen

werden, die Leistungen werden also teurer

Bei einem Ubergang der Mitarbeiter, der Gebaude, Liegenschaften, Fuhrpark,
Ausrustungsgegenstande usw. handelt es sich um einen Betriebsubergang
gemal § 613 a Birgerliches Gesetzbuch (BGB) und der
Betriebsubergangsrichtlinie 2002/23/EG. Die Vorschrift des § 613a BGB und
die EU-Betriebslibergangsrichtlinie 2001/23/EG setzen einen
Betriebstbergang durch Rechtsgeschaft voraus. Ein Betriebslibergang oder
Betriebsteilibergang im Sinne des § 613a BGB der EU-
Betriebstibergangsrichtlinie 2001/23/EG liegt nach der Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vor,

wenn ein neuer Rechtstrager eine bestehende wirtschaftliche Einheit unter
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Wahrung der Identitdt fortfihrt. MalRgebliche Kriterien flir einen
Betriebsiibergang sind die Art des Betriebs, die Ubernahme von
Betriebsmitteln, Knowhow und Personal und die Fortflihrung der bisherigen
betrieblichen Tatigkeit ohne wesentliche Unterbrechung der Tatigkeit. Ein
Betriebsiibergang im Sinne dieser Vorschriften hat folgende dem Schutz der

betroffenen Beschaftigten dienende Rechtsfolgen:

Die neuen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber treten in die zum Zeitpunkt des
Ubergangs bestehende Arbeitsverhaltnisse ein (§ 613a Abs. 1 S. 1 BGB).

Soweit in den Arbeitsvertragen Bezug auf Tarifvertrdge genommen ist, was in
jedem Arbeitsvertrag der Stadt der Fall ist, bleiben diese Bestandteil des
Arbeitsverhaltnisses (§ 613a Abs. 1 S. 1 BGB).

Waren die bisherigen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wie auch die
Beschaftigten tarifgebunden, werden die bisherigen tariflichen Regelungen mit
dem Ubergang Bestandteil der Arbeitsverhaltnisse mit den neuen
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber und dirfen nicht vor Ablauf eines Jahres
geandert werden (§ 613 Abs. 1 S. 2 bis 4 BGB).

Die bisherigen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haften neben den neuen
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern gesamtschuldnerisch fur Verpflichtungen,
die vor dem Ubergang entstanden sind, z.B. Gehaltsriickstande (§ 613a Abs.
2 BGB)

Kindigungen der bisherigen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wie auch der
neuen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wegen des Ubergangs sind
unwirksam (§ 613a Abs. 4 S. 1 BGB).

Vom Ubergang betroffene Beschéftigte kdénnen dem Ubergang des
Arbeitsverhaltnisses widersprechen mit der Folge, dass das Arbeitsverhaltnis
mit der bisherigen Arbeitgeberin oder dem bisherigen Arbeitgeber fortbesteht
(§ 613a Abs. 6 S. 1 BGB).

Vergaben an Eigengesellschaften sind grundsatzlich auszuschreiben. Es gibt
zwar mehrere Ausschlusskriterien, aber sind Ausschreibungen Pflicht,
bedeutet dies flr die Stadtverwaltung und fir die Gesellschaft einen héheren

Arbeits- und Kostenaufwand.





- Mit der Ubergabe der Gebaude, Liegenschaften, der Fahrzeuge, der
Geschaftsausstattung etc. an eine stadtische GmbH verringert sich das

Anlagevermégen und das Eigenkapital der Stadtverwaltung
- Zusatzliche Kosten fir Wirtschaftsprifer entstehen
- Zusatzliche Kosten fur die Aufsichtsgremien

- Hoher Kosten fur die Geschaftsfihrung gegeniber dem jetzigen Leiter des
Baubetriebshofes als Regiebetrieb, wegen der hdheren Eigenverantwortung,

evtl. auch Qualifikation usw.

- Hoéher Personalkosten entstehen, als bisher zur Erfillung der Aufgaben
notwendig waren, weil bisherige Querschnittsaufgaben der Kernverwaltung
auch in der Gesellschaft abgesichert werden miissen. Bei einem Ubergang
der Mitarbeiter, der Gebdude und Liegenschaften, des Fuhrparkes und
Ausristung in eine andere Rechtsform fallen auch alle Querschnittsaufgaben
an, die bisher in der Stadtverwaltung mit wahrgenommen werden. Solche
Aufgaben, wie Personalsachbearbeitung, Personalrat,
Liegenschaftsverwaltung, Gebaudemanagement, Organisationsaufgaben,
Datenschutz, Arbeitsschutz, Rechtsbeistand, Prifungsaufwand, Buchfuhrung,
Kassengeschéfte und Kostenrechnung, Geschéaftsfuhrung,
Verwaltungsaufwand, Ausschreibungswesen, Vergaberecht, Bauunterhaltung,
Wirtschaftsplanung, Steuerfragen, Vollstreckung, Aufsichtsgremienbetreuung
sind dann in der Gesellschaft abzusichern oder einzukaufen. Folglich entsteht
ein hoéherer Personalbedarf. Die hoheren Gemeinkosten sind bei der
Preisbildung der Leistungen zu bertcksichtigen, die dann dem Auftraggeber,
also der Stadt, in Rechnung gestellt werden missen, was die Leistungskosten
ebenfalls erhéht. In der Kernverwaltung, auf Grund des geringen anteiligen
Umfanges dieser Querschnittsaufgaben fir den gewerblichen Bereich, kann

dieser Mehraufwand nicht sinnvoll im gleichen Umfang abgebaut werden.

- Mit der Ausgliederung der gewerblichen Bereiche entfallen fir den Haushalt

der Stadt die Ertrage fir die Geblhrenbereiche Friedhof und Strallenreinigung

Alle diese aufgeflihrten Argumente sorgen fiir eine Verschlechterung der Haushaltslage der
Stadt, gegenuber dem Status Quo. Deshalb steht diese Art der Aufgabenerfullung nicht im
Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit der Stadt, wegen der bereits jetzt zu verzeichnenden

defizitdren Haushaltslage.





B.

Da es aus Sicht der Verwaltung auf die wirtschaftliche Seite ankommt, ob die Grindung
einer Privatgesellschaft fur diese Aufgaben aus rechtlicher Sicht mdglich ist, sollen noch

einige Punkte vertieft werden.

Von der Fraktion Freie Wahler wurde ein Einsparpotenzial fir den Haushalt der Stadt von
1.800.000 € unterstellt, was im Gegensatz zu den oben dargestellten Mehraufwendungen,
die die Verwaltung sieht, steht. Diese soll dadurch erreicht werden, dass folgende Kosten

aus dem Haushalt der Stadt wegfallen:
» die direkten Personalkosten
» die Kosten fiir die genutzten Gebaude
» die Kosten fir die Fahrzeuge und Maschinen
» Kosten fiir Gebrauchsmittel und Nebenkosten, wie Strom, Gas, Versicherungen etc.

Die im Haushalt dadurch freigewordenen Spielrdume sichern aus Sicht der Fraktion Freie

Wabhler die kommunale Kultur- und Sozialpolitik.

Zu klaren ist die Frage, ob tatsachlich bei einer Aufgabenausgliederung der gewerblichen
Bereiche in eine Privatgesellschaft solch hohe finanzielle Spielrdume entstehen oder werden
die Kosten evil. nur von einem Aufwandskonto in ein anderes geschoben, ohne

Verbesserungen der Haushaltssituation der Stadt zu erreichen.

Dass die Verwaltung sogar steigende Kosten sieht, ist ausfiihrlich dargestellt, soweit man
unterstellt, dass das Leistungsspektrum des bisherigen gewerblichen Bereiches gleich bleibt
und notwendig ist, was aus Sicht der Verwaltung niemand bezweifelt. Im Gegenteil, die

Winsche, dass mehr gemacht werden sollte, Uberwiegen in der Regel.

Die Grindungen der KKM und der Bachgesellschaft, friiher auch noch die Homdéopathie- und
Wissenschaftsservice GmbH, die Aufgaben des Gemeinwohls erflllen und der Erflllung
eines offentlichen Zweckes dienen, zeigen, dass, soweit in kommunalen Gesellschaften
Aufgaben erflllt werden, fir die es keine privaten Wettbewerber gibt, die eine politische
Zielsetzung verfolgen, die tarifgebundene Beschéftigte haben, die Aufgaben erflllen, die
nicht kostendeckend sind, wo kaum zusatzlichen Ertrage erwirtschaftet werden kénnen, nur
weil die Aufgabe privatgesellschaftlich erledigt wird, werden in der Regel komplett Uber

Transferaufwendungen aus dem Haushalt der Stadt Kéthen gesichert.





Wirtschaftliche Griinde, jedenfalls flr den stadtischen Haushalt der Stadt, waren es nicht,
diese Gesellschaften zu grinden. Die positiven wirtschaftlichen Effekte sollten in der
stadtischen Gastronomie, dem Beherbergungsgewerbe, im Einzelhandel usw. entstehen.
Wirden diese Aufgaben in Amtsbereiche oder Eigenbetrieben erledigt werden, wirden sie
wohl ungefahr das gleiche kosten. Hier spielten andere Aspekte eine Rolle, die Aufgaben
auszugliedern, wie zum Beispiel das fachlich unabhangigere Agieren solch spezieller
Fachkrafte, die flr die Vorbereitung und Durchfiihrung der Bachfesttage das notwenige
Knowhow und die Vernetzungen haben u. a. Des Weiteren kann man unterstellen, auch
wenn die Einflussnahme Uber die Aufsichtsrate gesichert wird, dass ein unabhangigeres
Agieren vom Stadtrat bei dieser Aufgabenerfillung wegen evil. kirzerer Beratungswege
gewollt war. Dass die Finanzierung der Gesellschaften, die freiwillige Aufgaben erflllen, die
wirtschaftlichen Moglichkeiten der Stadt sehr stark beanspruchen, stellt sicherlich niemand in

Zweifel.

In Gesellschaften der Stadt, wie der Wohnungsgesellschaft Kéthen, werden Aufgaben
erledigt, die nach § 128 (3) Satz 1 KVG LSA legal definiert eine 6ffentliche Zweck erfillen,
die aber auch im Wettbewerb mit anderen Anbietern auf dem Wohnungsmarkt stehen, wo
ausreichend Ertrage fur die Aufgabenerflillung erwirtschaftet werden koénnen, ohne

Transferbezuschussungen Uber den Haushalt der Stadt Kéthen.

Welchen Charakter haben nun die Aufgaben des noch bestehenden gewerblichen Bereiches
der Stadtverwaltung, waren sie eher aus dem Haushalt der Stadt Kéthen zu bezuschussen
oder wirden die erwirtschaften Ertrage den Aufwand fir die Aufgabenerfillung in der

Gesellschaft decken.

» Grunflachenpflege (6ffentliche Grinflachen und Grinflachen in Einrichtungen der

Stadt), Baumkontrollen

Im Grunflachenbereich gibt es genligend privatrechtliche Wettbewerber, die die Aufgaben
absichern kdnnen. Viele Aufgaben der Stadt werden derzeit Gber Vergaben an private Dritte
in diesem Bereich abgesichert. Soweit eine gegriindete stadtische private Gesellschaft, die
die Beschaftigten mit dem Tarifniveau des 6ffentlichen Dienstes Gbernehmen muss, sich in
Konkurrenz mit diesen Firmen an den Ausschreibungen der Stadt beteiligen soll, wird sie
nicht, weil sie ineffizienter arbeitet, nicht weil sie hoéhere Kosten flr Fahrzeuge,
Versicherungen, Kraftstoffe usw. hatte, sondern nur wegen der Ubernommen Tarifbindung
keine Ausschreibung gewinnen, mit der Folge, dass dieses Personal abgebaut werden
musste. Unter anderem deshalb hat, wie weiter unten dargelegt wird, der Stadtrat in seinen
bisherigen Beschlissen einer Uberwiegend echten Privatisierung der Grunflachenpflege den

Vorrang eingeraumt, weil damit groRer wirtschaftlicher Effekte fur den Haushalt der Stadt zu
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erreichen waren, als Uber gesellschaftliche Konstruktionen. Die verbliebenen Beschaftigten
dienen neben der Grinflachenpflege anderen Aufgaben, wie Winterdienst, Absicherung des
Rufbereitschaftsdienstes und soweit erforderlich allen anderen zeitweiligen kommunalen
Aufgabe, die eine Konzentration des Personals erforderlich machen. Wiirde man mit einem
Kontraktionszwang, also einer Verpflichtung der Stadt Kdéthen bei der Grindung der
Gesellschaft arbeiten, die Leistungen fur die Grinflachenpflege von der Eigengesellschaft
abnehmen zu missen, damit die Arbeit fur die Beschaftigten gesichert ware, weil man sie
zum Beispiel fur die anderen Aufgaben, wie Winterdienst noch benétigt, tritt der unterstellte

wirtschaftliche Effekt ebenfalls nicht ein.

Fir die anderen Aufgaben des gewerblichen Bereiches gilt im Wesentlichen das gleiche.
e StralRenreinigung, Winterdienst
» Spielplatzpflege und Kontrolle, Winterdienst
» Friedhofsbewirtschaftung, Bestattungen, Winterdienst

» Aufgaben des Bautrupps, wie Verkehrsleiteinrichtungen betreuen, Springbrunnen
unterhalten, Transportaufgaben fir viele Mallhahmen und Veranstaltungen, Vor- und
Nachbereitung von stadtischen Veranstaltungen oder Unterstitzung andere
Veranstaltungen (Studententage, Veranstaltungen der stadtischen Gesellschaften),
Blhnen aufbauen, interne Leistungen fir die Verwaltung, Tierpark, GmbH’s

erbringen, Gewasserunterhaltung, Winterdienst usw. usw.

» Hausmeisterleistungen fir alle Verwaltungsgebaude und Einrichtungen der Stadt,

Winterdienst

Fir viele dieser Leistungen kommt hinzu, dass der Verwaltungsaufwand sehr hoch wird,
wenn alle diese Leistungen in Leistungsverzeichnisse erfasst werden missen, um sie
auszuschreiben, zumal bei einigen Aufgaben das kaum mdglich erscheint. Aufgaben im
Bauhandwerksbereich, wie Unterhaltung der Beschilderung der Verkehrsanlagen,
Brunnenpflege und deren Instandsetzung, Transportaufgaben fur viele MalRnahmen und
Veranstaltungen, Vor- und Nachbereitung von Stadtfesten, Veranstaltungen der stadtischen
Gesellschaften, Studententage inkl. Aufbau der Buhnen, Gewasserunterhaltung, Umzlige
innerhalb der Verwaltung, Fahrertatigkeiten, auch fir den Oberblirgermeister und
Stellvertreter kdnnen nicht konkret in einem Leistungsverzeichnis dargestellt werden. Diese
Aufgaben kénnen mit eigenem Personal besser, flexibler, schneller und ohne zusatzlichen
Verwaltungsaufwand und Kostenerhéhung fiir die Stadt, die stadtischen Gesellschaften, fir

stadtische Veranstaltungen, sowie zur schnellen Behebung von Havarien etc. erledigt
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werden. Ob die bereits kritisierte Aufgabenerfiillung der Hausmeister mit dem zusatzlichen
Aufwand der  Ausschreibung, schriftichen  Auftragserteilung, dem  folgenden
Rechnungswesen usw. dann nicht noch mehr in die Kritik gerat, ist auf jeden Fall nicht

ausgeschlossen.
C.

Aus dem bisher dargelegten kann geschlussfolgert werden, dass die Leistungskraft der Stadt
in finanzieller Hinsicht Uberschritten ist. Folglich kann kein Unternehmen mehr gegriindet
werden, das diese Situation noch verschlechtert. Die bisherigen Gesellschaften reizen mit
ihrem Zuschussbedarf die Leitungsfahigkeit des stadtischen Haushaltes aus. Da bereits
dargelegt wurde, dass sich die Haushaltslage aus den oben genannten Griinden
verschlechtern kann, kann keine neue Gesellschaft mehr gegrindet werden, die

Zuschussbedarf aus dem stadtischen Haushalt hat.

D.

Die zur Debatte stehenden zu privatisierenden Aufgaben sind im Wesentlichen Aufgaben,
die bezuschusst werden missen, wo es in der gegebenen Konstellation keine Einspareffekte
gibt. Die Friedhofsaufgaben und die Straflienreinigungsaufgaben sind Gebuhren finanziert,
damit lediglich kostendeckend. Die offentlichen Anteile dieser Bereiche, also das offentlich
Grin in den Friedhéfen und die Reinigung der Straflten, Wege und Platze an denen die Stadt
Anliegerin ist, sind Zuschussaufgaben. Alle anderen Aufgaben sind ebenfalls Aufgaben, die
Uber den Haushalt der Stadt in einer steigendenden Hohe durch Gesellschaftsgrindung zur
jetzigen Aufgabenerledigung bezuschusst werden mussten. Die Verwaltung sieht auch keine
Aufgabenbereiche, die im Wettbewerb zusétzliche Ertrdge erwirtschaften kénnten, um das
Betriebsergebnis zu verbessern. Grinde daflir sind die Anzahl des Personals, die die
stadtischen Aufgaben zurzeit gerade so abdecken kann, zusatzliche Fremdleistungen
kénnen also rein quantitativ nicht bewaltigt werden, die Teilnahme an Ausschreibungen
innerhalb der Stadt wegen der Tarifbindung kaum erfolgversprechend ware und Uber die
Stadtgrenzen hinaus die Rechtsgrundlage fir Erwirtschaftung von zusatzlichen Ertragen fir
diese Aufgaben fehlt (siehe zu 4.).

Zu 3.

Danach ist eine wirtschaftliche Betatigung der Kommune nicht zulassig, wenn ein anderer,
zum Beispiel ein Zweckverband, Eigenbetrieb oder eine Anstalt des offentlichen Rechts den
offentlichen Zweck besser oder genauso gut und wirtschaftlich erfilllen kann, siehe unten §

129 KVG LSA. Der Vorrang offentlich-rechtlicher Organisationsformen soll die Erhaltung der
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Steuerungs-, Einfluss- und Kontrollmdglichkeit der Kommune sicherstellen. Die
Unterrichtungs- und Auskunftspflichten von entsandten Mitgliedern in Aufsichtsraten privater
Gesellschaften sowie das Weisungsrecht des Stadtrates bestehen nur insoweit, als
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Im Konflikt zwischen Kommunalrecht und
Gesellschaftsrecht geht das Gesellschaftsrecht vor. Grundsatzlich hat das
Gesellschaftsrecht mit seiner Pflicht zur Verschwiegenheit, mit der Weisungsgebundenheit
der Aufsichtsratsmitglieder und v.a. mit dem Vorrang der Unternehmensinteressen vor den
Interessen der entsendenden Kommune Vorrang vor dem Kommunalrecht. Weisungen des
Rates zur Herbeifiihrung bestimmter Beschlisse im Aufsichtsrat selbst einer kommunalen
Eigengesellschaft sind schwierig. Ein gednderter Gesellschaftervertrag und/oder eine
geanderte Geschaftsordnung sind nicht offentlich zu machen. Die kommunalpolitische
Kontrolle wird erschwert, statt verbessert. Die Offentlichen Aufgaben werden durch die
Bildung einer GmbH der 6&ffentlichen Haushaltskontrolle entzogen. Die Rechnungsprifung
obliegt nicht dem Rechnungsprifungsamt, sondern privaten Wirtschaftsprifern, die dann wie

oben ausgeflihrt, zusatzlich Kosten verursachen.

Der Zweckverband, der Eigenbetrieb oder die Anstalt 6ffentlichen Rechts kénnten aus Sicht
der Verwaltung die Aufgaben des gewerblichen Bereiches der Stadtverwaltung genauso gut
und wirtschaftlicher erflillen, wie die GmbH. Die 25.000 € Stammkapital sind bei keiner
dieser Gesellschaftsformen bei der Grindung aufzubringen. In einem Eigenbetrieb sind die
erbrachten Leistungen nur zum Teil Mehrwertsteuerpflichtig. Leistungen die fur die
hoheitlichen Bereiche erbracht werden sind steuerfrei und Leistungen die fir die
unternehmerischen Bereiche erbracht werden sind steuerpflichtig. Der grofte steuerliche
Vorteil ergibt sich bei der Bildung eines Betriebes der gewerblichen Art, da durch den
gemeinsamen Haushalt die Mehrwertsteuerpflicht durch den Vorsteuerabzug ausgeglichen
wird. Da deshalb diesen Gesellschaftsformen der Vorrang einzurdumen ist, kann keine

privatrechtliche Gesellschaft gegriindet werden.

Da aber die jetzige Aufgabenerflillung durch einen Regiebetrieb zurzeit noch wirtschaftlicher
ist, als die in Frage kommenden Gesellschaftsformen, da keine zusatzlichen Gremien zu
bilden, zu finanzieren und zu verwalten sind, die echte Privatisierung von sinnvoll in
Leistungsverzeichnisse zu beschreibende Aufgaben noch wirtschaftlicher ist, sollte an den

bisherigen Entscheidungen im Stadtrat festgehalten werden.

Far Veranderungen gegeniber dem Status Quo sieht die Verwaltung derzeit auch keine

Notwendigkeit.
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Zu4.

Uber die Grenzen des Gemeindegebietes hinaus diese Leistungen anzubieten, stoRt wohl an
die Grenzen des rechtlich zulassigen, jedenfalls in der Rechtsform der Privatgesellschaft, im

Rahmen einer Zweckvereinbarung ist dies sicherlich mdglich.

Stellen die in Rede stehenden Aufgaben flr die Stadt Kéthen und deren Einwohner, wie
oben argumentiert, einen 6ffentlichen Zweck dar, so ist die Erbringung dieser Leistungen in
Nachbargemeinden kein &ffentlicher Zweck fir die Stadt Kéthen. Da tatsachlich argumentiert
wurde, dass die Erbringung dieser Leistungen in anderen Kommunen ausschlief3lich der
Verbesserung der Ertragslage der GmbH dienen soll, muss der 6ffentliche Zweck verneint
werden. Da zusatzliche Aufgaben in anderen Kommunen auch zusatzlicher Aufwand
bedeuten wirden, zusatzlicher Aufwand in defizitdren Strukturen vermieden werde muss,
soweit er nicht kosteneckend erbracht werden kann, steht die Betatigung auch nicht in einem
angemessenen Verhdltnis zur Leistungsfahigkeit der Stadt. Ob die Erfullung solcher
Aufgaben, die Interessen der betroffen Kommunen wahrt, kann dahingestellt bleiben.
Alternativ zur kostendeckenden Kalkulationen, Leistungen fir Dritte bezuschusst anzubieten,
um Auftrége zu erhalten, beachtet den wettbewerbsrechtlichen Ordnungsrahmen nicht und

ist unwirtschaftlich.
Zu 5.

Zum Vorrang der offentlich-rechtlichen Organisationsformen ist ausreichend unter 3.

Argumentiert worden.

Die anderen Voraussetzungen aus § 129 KVG LSA, auf die es aber nicht mehr ankommt,
kénnten aus Sicht der Verwaltung vor der Grindung geregelt werden. Das betrifft die
Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung, die sicherzustellen hat, dass
der oOffentliche Zweck des Unternehmens erfillt wird, dass die Stadt sich einen
angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden
Uberwachungsorganen sichert, die Haftung der Stadt begrenzt ist, die ihrer
Leistungsfahigkeit entspricht und vor allem nicht unbegrenzt ist, Einzahlungen in die
Gesellschaft im Verhaltnis zur ihrer Leistungsfahigkeit stehen und keine Verpflichtung zur
Ubernahme von Verlusten in unbestimmter oder unangemessener Hohe auferlegt werden

konnen.
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Fazit:

Insofern ist aus Sicht der Verwaltung zu schlussfolgern, dass die rechtlichen
Voraussetzungen zur Griindung einer privaten Gesellschaft nicht vorliegen. Es gibt keine
Grunde, die dafur sprechen, dass 1.800.000 € durch die Grindung einer privatrechtlichen
Gesellschaft mit diesen Aufgaben eingespart werden kénnen. Zur Sicherstellung der
Leistungserbringung dieser Gesellschaft waren alle Kosten, die bisher fir diesen Bereich
angefallen sind, Uber Transferaufwendungen als Zuschuss aus dem Haushalt der Stadt
Kdéthen an die Gesellschaft zu finanzieren und diese werden teurer. Zusatzliche Kosten
kommen wie oben beschreiben durch die Griindung hinzu. Die Vorrausetzungen zusatzliche
Ertrage zu erwirtschaften, sind nicht vorhanden. Auf dem ,internen Markt“ des Territoriums
der Stadt wird die Gesellschaft wegen des Tarifniveaus nicht konkurrenzfahig sein, flr
zusatzliche Ertrage in einem erweiterten Markt in andern Gemeinden fehlen die rechtlichen
Voraussetzungen. Weder kann der fur die Stadt Kéthen unterstellte 6ffentliche Zweck auch
fur die angrenzenden Kommunen unterstellt werden, noch entspricht es der
Leistungsfahigkeit der Stadt und seines gewerblichen Bereiches, mehr Aufgaben als bisher
zu erfullen, denn der Auslastungsgrad des gewerblichen Bereiches kann als sehr hoch
eingeschatzt werden. Zusatzliche Aufgaben wirden also auch fir zusatzlichen Aufwand

sorgen, der im defizitdren Haushalt der Stadt nicht abgebildet werden kann.

M. Der handwerkliche Bereich der Stadtverwaltung in seiner Entwicklung

Zum handwerklichen Bereich in der Stadtverwaltung gehdren der Baubetriebshof mit den
Bereichen Grinflachen/ Spielplatze, Stral3enreinigung/ Winterdienst, Fuhrpark/ Werkstatt,
Bauhandwerker und die Friedhdfe die dem Umweltamt zugeordnet sind sowie der

Hausmeisterbereich, der dem Hoch- und Tiefbauamt unterstellt ist.

Das Gesamtvolumen der Aufwendungen der betroffenen Bereiche betrédgt ohne den
Hausmeisterbereich 3.294.427 €, die Ertrage sind in 2016 mit 622.100 € geplant. (Anlage 1)
Da es sich alles um personalintensive Dienstleistungen handelt, sind der grote Teil der
Aufwendungen Personalkosten. Diese sind fir 2016 mit 1.664.927 € (mit
Hausmeisterbereich) geplant (Anlage 2). Das Personal dient Uberwiegend der Erflllung von
Aufgaben im eigenen Wirkungskreis, es wird fur pflichtige, wie fur freiwillige Aufgaben

eingesetzt. (Anlage 3)
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Die Entwicklung, Wirtschaftlichkeit und stetige Umgestaltung und Anpassung des
Baubetriebshofes der Stadtverwaltung Kothen an die sich entwickelnden Bedingungen, vor

allem der Haushaltslage, ist seit vielen Jahren im Fokus des Stadtrates und der Verwaltung.

Der handwerkliche Bereich wurde in vielen Jahre mehreren Untersuchungen unterzogen und

daraus wurden Beschlisse des Stadtrates abgeleitet und getroffen.
* Untersuchung des Friedhofbereiches durch eine Fremdfirma 1993.
Zusammenfassung der Fremdfirma:

- Der Friedhof bzw. die Friedhéfe der Stadt Kéthen kdénnen u. E. nicht losgeldst
von artverwandten Bereichen wie Griinflachenamt oder Bauhof allgemein

gesehen werden.

Eine starkere Anbindung an diese Bereiche, vor allem an den
Grunflachenbereich erscheint uns erforderlich, um den gesamten Aufbau und

Ablauf effektiver und auf Dauer kostengulinstig zu gestalten.

- Somit sollte der Friedhofsbereich personell auf einen Grundbestand von
maximal 5 Arbeitskraften (incl. Leiter) zurlckgefahren werden. Dieser
Personalbestand ist nach einer weitestgehenden Sanierung bzw. Renovierung

des Friedhofes erneut zu prufen.

Alle groRReren Aufgaben sind zukinftig in Absprache (Arbeitsplanung) von und

mit der Grinflachenabteilung bzw. dem Bauhof durchzuflihren.

- Der Betrieb der Ortsteilfriedhéfe sollte Uberdacht und entsprechend
zurtickgefahren werden. Die Durchfiihrung von Erdbestattungen oder die
Nutzung der Trauerhallen kdnnte, soweit politisch durchsetzbar, eingestellt

werden.

- Die vorhandene und gute technische Ausstattung im Bereich des Friedhofes

sollte in jedem Falle beibehalten werden.

- Fremdvergaben sollten auf Basis der Ergebnisse der Kostenrechnung und

einer kritischen Wirdigung der durchzuflihrenden Arbeiten geplant werden.

(Zu dieser Zeit bestand der Bereich aus 13 Mitarbeiter/ innen und heute sind es noch

6 Mitarbeiter/ innen, wobei 2 Verwaltungskrafte sind)

» Beschluss des Stadtrates, Konzept zur Entwicklung des Baubetriebshofes und

Privatisierung von Aufgaben dieses Bereiches, 2002
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Beschluss des Stadtrates im Zusammenhang mit dem
Haushaltskonsolidierungskonzept 2002, den Leistungsumfang des Baubetriebshofes

Schritt fir Schritt zu reduzieren bzw. zu privatisieren.
Im Wesentlichen wurden folgende Beschliisse gefasst:

1. Es wurden Kernaufgaben festgelegt, die noch mit eigenem Personal erledigt

werden sollten

2. Freiwerdende Stellen sind nicht mehr zu besetzen. (In der Folge Reduzierung des
Personalbestandes von 64,8 Stellen auf 41,84 als Zielvorgabe 2002, 2016 30
Stellen)

3. Die Aufgaben, die notwendigerweise abzusichern sind, werden durch

Umsetzungen erfillt.

4. Diese Umsetzungen gehen zu Lasten der Bereiche, die vorrangig privatisiert
werden. Dazu gehdren die Stralenunterhaltung, die Hochbauunterhaltung und

die Grinflachenpflege.

5. Die durch die Stadt dadurch selbst nicht mehr zu erledigenden Aufgaben, sind flr
eine Privatvergabe vorzubereiten. (In der Folge wurden die Stral3enunterhaltung
komplett privatisiert, die Grinflachenpflege zu einem grolken Teil, die

Hochbauunterhaltung komplett)

Teilkonzept zur Entwicklung des gewerblichen Bereiches der Stadtverwaltung

Kdthen, StralRenreinigung, 2006

Mit diesem Teilkonzept wurde die Beschlusslage von 2002 aktualisiert, indem auch
die Stralienreinigung zum Teil privatisiert wurde, die 2002 noch als Kernaufgabe
definiert wurde. Zum einen wurden in der Folge des Beschlusses des Stadtrates die
noch durch die Stadt zu kehrenden Strallen, Wege und Platze privat vergeben und
zum anderen wurden viele Strafen aus der Kehrpflicht entlassen und den Anliegern
die StraRenreinigungspflicht Ubertragen, so dass keine Stral3enreinigungsgebihren
mehr zu zahlen waren und weiteres Personal im Baubetriebshof abgebaut werden
konnte. Des Weiteren konnte durch die Teilprivatisierung auf die anstehende

Beschaffung einer Groltkehrmaschine verzichtet werden.
Konzept Hausmeister 2009

Durch das Ausscheiden von insgesamt 5 Hausmeistern in den Jahren 2005- 2008

sowie durch Anderungen des Aufgabenbestandes in diesen Jahren durch SchlieRung
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von Einrichtungen wurde mit diesem Konzept dem Stadtrat eine
Entscheidungsvorschlag unterbreitet, die Leistungen im Hausmeisterbereich
effizienter zu erledigen, die Aufgaben mit weniger Hausmeistern, namlich in der
Zielstruktur mit 4, durch eine andere Organisation und durch die Technisierung des

Bereiches wirtschaftlicher, kostenglinstiger, mit weniger Personal zu erledigen.
» Beschluss des Stadtrates 2013

Nachbesetzungsentscheidung zu Personalabgangen zur Aufrechterhaltung der
Arbeits- und Leistungsfahigkeit des gewerblichen Bereiches der Stadtverwaltung
Kéthen (Baubetriebshof) und Definition auf Grund des Aufgabenbestandes eines
Mindestpersonalschlissels fir die Absicherung des Winterdienstes in der Stadt
Koéthen.

Auswirkungen der Beschliisse im Stadtrat

Eine Privatisierung aller Leistungen des gewerblichen Bereiches in einer privaten
Tochtergesellschaft war im Stadtrat nicht Thema, auch die Verwaltung hat desbezlglich
keine Vorschlage unterbreitet, in welcher Rechtsform auch immer, da die Erfillung von
Aufgaben der Stadt durch private Dritte, Uberwiegend die wirtschaftlichere Variante
darstellte, jedenfalls fur die Aufgaben, die in einem Leistungsverzeichnis erfasst werden
konnten, kontinuierlich anfallen und erfullt werden missen. Das unterschiedliche Tarifniveau
offentlicher Dienst und Privatwirtschaft fir diese Aufgaben war der entscheidende Grund,
warum einer echten Privatisierung vieler Aufgaben der Vorrang eingerdumt wurde, die
Effekte fir den Haushalt waren wesentlich héher, was die unten dargestellten Zahlen
verdeutlichen, gegeniber der Grindung einer Eigengesellschaft. Alle diesbeziglichen
Beschliusse waren immer der Versuch, die fur die Stadt wirtschaftlichste Variante zu finden,
unter dem Zwang einer sich standig verschlechternden Haushaltssituation in den letzten
Jahren. Alle Beschlusse waren deshalb eine Mischung aus Privatisierung, Teilprivatisierung
und Eigenerledigung der zu erfullenden Aufgaben, der rechtlich vorgeschriebene Aufgaben
(Verkehrssicherungspflichten, Ordnung und Sauberkeit, Bestattungsaufgaben usw.), wie der
Aufgaben, die die Stadt zu einem lebenswerten Umfeld mit Wohlfihicharakter machen. Unter
dem Blick einer sauberen, gepflegten Stadt, die ein schénes Wohnumfeld zum Leben und fir
Gaste bietet, sollten auch eigene Krafte zur Verfligung stehen, die eine eigenstandige
flexible und auch schnellen Einflussnahme auf sich ergebende Schwerpunkte,

Veranstaltungen usw. erméglichen. Fir jede noch so kleine Aufgabe, diese umfassend zu

17





beschreiben, Angebote einholen zu missen und dann die Leistung im Zahlungsverkehr
begleichen zu mussen, ist fur viele Aufgaben nur mit hohem zusatzlichem
Verwaltungsaufwand, auch fir die Vertragserfillungskontrolle und Verfolgung, und mit

geringere Flexibilitdt und Einflussnahme verbunden.

Die Beschlisse im Stadtrat zum gewerblichen Bereich hatten zusammenfasend folgende

Auswirkungen:

1. Grunflachen Privatisierung, bis auf wichtige Innenstadtobjekte die das Antlitz der

Stadt pragen (Teilprivatisierung)

Das Vergabevolumen fur die Grinflachenpflege hat sich in den Jahren seit des
Beschlusses kontinuierlich gesteigert. Waren es 2003 ca. 85.000 € sind es 2016
voraussichtlich 335.000 € vergebene Leistungen. Die Anzahl der Stellen hat sich im
Laufe der Jahre von 27,5 Stelle fir den Grinflachenbereich auf 2016 im Stelleplan
auf 8 Stellen reduziert. Die durchschnittlichen Plankosten in 2016 flir jede dieser
Stellen liegt bei 46.571,38 € (insgesamt 389.000 €). Wirde die 27,5 Stellen 2016
noch im Stellenplan mit dem heutigen Tarifniveaus geplant werden missen, wiirde
das Personalkosten in H6he von 1.280.712,95 € bedeuten. Die Vergabe der Leistung

in den privaten Bereich war also eine betriebswirtschaftlich richtige Entscheidung.
2. Strallenunterhaltung ganz privatisiert (Fremdvergabe)

Die Sicherung der Leistungen erfolgt Uber jahrliche Ausschreibungen, wie bei
anderen Gewerken fir Kleinstreparaturen und Instandhaltungen, die bei Bedarf

beauftragt werden.

3. Aufgaben, die durch ihren Umfang, ihre Art, der Servicequalitat nicht in einem
Leistungsverzeichnis beschrieben werden kénnen, werden durch einen Bautrupp
weiterhin selbst erledigt, der auch fir Sonderaufgaben flexibel in der Vergangenheit
zum Einsatz kam, um Vorhaben Uberhaupt realisieren zu kénnen. Dazu gehéren
Springbrunnen,  Verkehrseinrichtungen, Bihnenaufbau, Unterstitzung aller
stadtischen Veranstaltungen, auch der Eigengesellschaften. Die Erbringung von
Leistungen innerhalb der Verwaltung, wie Unterstitzung bei Umzugen, Fahrdienst bei
Wabhlen, Vorbereitung Neujahresempfang, Sachsen-Anhalt-Tag usw. erganzen das

Leistungsspektrum.

4. Die Stralenreinigung wurde Teilprivatisiert, eigene Einflussmdglichkeit mit der

Kleinkehrmaschine sollte bleiben, um flexible auf Ereignisse reagieren zu kénnen
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Wurden vor 2003 12 Beschaftigte in der Straldenreinigung eingesetzt, sind es 2016
noch 5 Beschaftigte. 2016 mussen fir diese Stellen im Durchschnitt 45.100 € geplant
werden (insgesamt 225.500 €). Die Kosten fur 12 Beschéftigte lagen heute bei
541.200 €. Fremdleistungen fur die vergebenen Straflenreinigungsleistungen sind in
2016 in Hohe von 120.000 € geplant.

Die Friedhofspflege wurde Teilprivatisiert, die Bestattungen als Kernaufgabe kann

nicht privatisiert werden.

Die Anzahl der Beschaftigten entwickelte sich in Umsetzung der Beschlisse in
diesem Bereich im Laufe der Jahre von 10,5 Stellen auf heute 6 Stellen, wobei
lediglich 4 gewerblich tatig sind. 2 Beschaftigte sind mit Verwaltungsaufgaben
betraut. Die gewerblich Beschaftigten sind mit durchschnittlichen Kosten 2016 in
Hohe 47.156,83 € zu planen (insgesamt 292.300 €). 10,5 Stellen wirden heute
495.146,71 € kosten. Fremdleistungen sind in 2016 zur Pflege der Friedhéfe in
Umsetzung des Konzeptes aus 2013 im Haushalt 2016 mit 52.300 € geplant.

Mit dem Konzept aus 2013 wurde dargestellt, dass eine weitere Reduzierung der
Beschaftigten in den einzelnen Bereichen des gewerblichen Bereiches Auswirkungen
auf die Erbringung der Leistungen im Winterdienst hatte, wo alle Teilbereiche
integriert sind, um die Aufgaben erfillen zu kénnen. Eine Privatisierung des
Winterdienstes ist zum einen nicht immer abzusichern und teilweise auch
kostenintensiver als die Eigenleistung, da der Winter nicht vorhersehbar und wenig
planbar ist. Der derzeitige Personalbestand von 30 Stellen kann den Winterdienst mit
den Bereitschaftsdiensten, den festgelegten Tourenpléanen und Prioritaten erfillen.
Eine weitere Reduzierung wirde Abstriche an den Aufgaben nach sich ziehen, was

spatestens wenn der Winter wieder kommt, niemand akzeptiert.

Hausmeisterleistungen durch Poolbildung aus Konsolidierungs- und

Effizienzgesichtspunkten

Die Anzahl der Hausmeister wurde wie im Konzept beschlossen von 10 auf 4
reduziert. Die vorher an Einrichtungen gebundenen Hausmeister waren vor der
Umsetzung des Konzeptes mit kaum Technik ausgestattet und sehr ineffizient
eingesetzt. In Umsetzung des Konzeptes wurden Fahrzeuge angeschafft,
Kehrmaschine und andere technische Gerate, damit die gebildeten Trupps in der
Lage sind, mehrere Objekte effizient zu betreuen. Jede dieser 4 Stellen kostet im
Durchschnitt 2016 45.478,25 € (insgesamt 189.027 €). 10 Hausmeister wirden 2016
454.782,50 € kosten. Aus Sicht der Verwaltung ist der Personalbestand zur
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Aufgabenerflillung quantitativ vollig ausreichend, zumal der Aufgabenbestand sich
nach der Griindung der Pools weiter reduziert hat (Einrichtungen, wie der Hort Hanno
Gunther und die Kita Waldfrieden sowie die Fahrertatigkeiten fir den OB sind aus
dem berechneten Aufgabenbestand herausgefallen). Die Reduzierung der
Ausfallzeiten und organisatorische wie qualitative Anpassungen werden sicherlich

dazu beitragen, die aufgekommenen Kritiken zu reduzieren.

V. AbschlieBRenden Anmerkungen

Die mit der Grundung einer privatrechtlichen Gesellschaft unterstellten positiven Effekte sind

oftmals nicht damit verbunden.
1.

Im Internet fand sich ein zum Teil wortwdrtlich und identischer Vorschlag zur Privatisierung
des Betriebshofes, wie dieser im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) von der Fraktion Freie
Wahler im Stadtrat Kéthen.

Dieser Vorschlag ist aus dem Blrgerbeteiligungsportal www.hatersheim-direkt.de. von 2012.

Die Stadt Hattersheim ist eine Stadt am Main mit einer Einwohnerzahl von 28.086
Einwohnern Stand 2015. Der Vorschlag zur Bildung einer ,Service GmbH* in diesem
Blrgerbeteiligungsportal ist nicht umgesetzt worden. Seit 1989 betreibt die Stadt

Hattersheim einen Eigenbetrieb ,Stadtwerke®.

In diesem Eigenbetrieb sind die Betriebsbereiche Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung,
Abfallbeseitigung, Nahwarme- und Stromversorgung, Energieberatung, Betrieb des
Bauhofes, StralRen- und StralRenunterhaltung sowie die Stralenbeleuchtung integriert. Das
Personal im Bauhof kimmert sich u.a. um Stra3en- und Gehwegreparaturen, Winterdienst,
Strallenreinigung, Auswechseln von Wasserzahlern, Arbeiten am Trinkwasserrohrnetz sowie
an Trinkwasseranschlissen. Bei diesem umfangreichen Aufgabenumfang ist die Effizienz
eines Eigenbetriebs gewahrleistet. Die Blindelung all dieser Aufgaben in einem Eigenbetrieb,
nicht in einer Gesellschaft des Privatrechtes, ist eine sicherlich sinnvolle Organisationsform,
mit vielen Synergieeffekten. Diese Moglichkeiten stehen der Stadt Kéthen so nicht zur
Verfigung. Auller dass die Einwohnerzahl der beiden Stadt anndhernd gleich ist, sind
ansonsten sehr unterschiedliche Voraussetzungen gegeben, ohne evtl. Unterschiede im
Kommunalrecht bemiihen zu miissen. Fir die Abfallentsorgung ist hier der Landkreis
zustandig, die Wasserversorgung ist der mehrheitlich kommunalen Midewa Ubertragen
worden, mit privatrechtlicher Beteiligung, die Abwasserbeseitigung wird durch
Zweckverbande mit anderen Kommunen gemeinsam abgesichert, die Warme-, Gas und
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Stromerzeugung wird durch die durch die Stadt veraulierte private Kéthen Energie gesichert,
die StralRenunterhaltung wird, aufler Kleinstreparaturen durch den StralRenkontrolleur,
komplett privat abgesichert, die Strallenbeleuchtungsanlage wird vertraglich gebunden von
der Midewa betreut und unterhalten usw. Insofern ist nur ein Bruchteil der Aufgaben der
Stadt Hatersheim in direkter Zustandigkeit der Stadt Kéthen und steht fur diese hier
angestellten Betrachtungen zur Verfigung. Entsprechend klein sind die Synergieeffekte in
unserer Stadt, bestimmt auch die wirtschaftlichen. Andere Voraussetzungen missen andere

Lésungen nach sich ziehen.

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle (KGSt) ist der Meinung und sieht dies auch durch
kommunale Erfahrungen bestétigt, dass die Wahl der Rechtsform nicht dartiber entscheidet,
ob eine Leistung wirtschaftlich erstellt wird. Es kann nicht gesagt werden, dass eine private
oder umgekehrt 6ffentliche Rechtsform einen positiven Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit hat.
Fir die Wirtschaftlichkeit ist vielmehr entscheidend, ob eine Leistung unter

Wettbewerbsbedingungen erbracht wird.
2. Kostentransparenz

Die Stadtverwaltung hat schon zum derzeitigen Zeitpunkt eine umfangreiche
Kostentransparenz durch vorliegende Leistungsbeschreibungen zur Vergabe von
Griunflachenpflege, Baubetriebshofleistungen, Friedhofspflege, Stralenbeleuchtung und

Straflenreinigung.

Auch der doppische Haushalt bietet Kostentransparenz, in dem die Leistungen der
Stadtverwaltung, also die Produkte, Basis der Haushaltsplanung, der Jahresrechnung und
der Kostenrechnung sind. Dass auf Grund der nicht fertigen Eréffnungsbilanz bisher kein

doppische Abschluss und keine Kostenrechnung vorliegen, andert an dem Grundsatz nichts.

Im Haushaltsentwurf 2016 sind die betreffenden Produkte wie folgt geplant:
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HH Entwurf gewerbliche Dienst. Spielplatz StralRen
2016 11.1.503.00 36.6.001.00 | 54.5.001.00
Ertrége 1.300,00 200,00 | 248.000,00
Aufwendungen 815.600,00 | 265.700,00 | 455.100,00
dav. PK 421.300,00 | 147.800,00 | 225.500,00
Ergebnis (814.300,00)| (265.500,00)| (207.100,00)
HH Entwurf Grinflachen Friedhofe Hausmeister
2016 55.1.001.00 55.3.001.00 | 11.1.502.00
Ertrage 30.200,00 | 342.400,00 -
Aufwendungen 1.081.400,00 | 457.600,00 | 219.027,00
dav. PK 389.000,00 | 292.300,00 | 189.027,00
Ergebnis (1.051.200,00)| (115.200,00)| (219.027,00)

Die Zahlen machen aus Sicht der Verwaltung deutlich, dass bei einem
Gesamtaufwandsvolumen in Hohe von 3.294.427 €, mit anteiligen Personalkosten in Héhe
von ca. 1,6 Mill €, soweit man unterstellt, dass alle bisherigen Leistungen des gewerblichen
Bereiches auch weiterhin zu erfillen sind, darin keine 1.800.000 € Einsparpotenzial stecken

kann. Das waren 54,63 % des derzeitigen Gesamtaufwandsvolumens.
3.

Die Erfahrungen in Deutschland zeigen, dass die Privatisierung kommunaler Betriebe
teilweise ein kostspieliger Weg auf Kosten von Verbrauchern, Beschaftigten und der
Kommune selbst ist. Sie kdnnen auch zu hoéheren Kosten der Leistungen fuhren, zu
Einnahmeausfallen fir die kommunalen Haushalte und oftmals auch zu

Arbeitsplatzvernichtungen.
4.

Aus Sicht der Verwaltung ist der gewerbliche Bereich in den vielen Jahren immer den sich
wandelnden Rahmenbedingungen angepasst worden. Dies war nur mdglich, weil ein direkter
Einfluss auf den noch bei der Stadt verbliebenen gewerblichen Bereich bestand. Art und
Umfang der Aufgabenerfullung sind der defizitdren Haushaltslage angepasst. Viele Wiinsche
bleiben offen, ein grundsatzliches Niveau wird aber gesichert. Insofern schlagt die
Verwaltung vor, den beschlossen Weg fortzusetzen, bis wieder etwas an sich verandernde

Bedingungen anzupassen ist.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Sachdarstellung.pdf


Anlage 1

Ertragslage je Produkt
ohne interne Leistungsverrechnung

Prod.-Nr. Bezeichnung Ertrage Aufwand Ergebnis
2016 2016 2016
Gewerbliche Dienste fir die
1] 11.1.503.00 | gesamte Verwaltung erbringen 1.300,00 815.600,00 (814.300,00)
2| 36.6.001.00 Spielplatze unterhalten 200,00 265.700,00 (265.500,00)
Strallen, Wege und Platze
3| 54.5.001.00 reinigen 248.000,00 455.100,00 (207.100,00)
4] 55.1.001.00 Grinflachen pflegen 30.200,00 | 1.081.400,00 | (1.051.200,00)
5] 55.3.001.00 Friedhofe betreiben 342.400,00 457.600,00 (115.200,00)
622.100,00 | 3.075.400,00 | (2.453.300,00)
Ertrage und Aufwendungen aus der internen LV
2016
Prod.-Nr. Bezeichnung Ergebnis interne LV Ergebnis
vor int. LV Ertrage Aufwand
Gewerbliche Dienste fir die
1] 11.1.503.00 | gesamte Verwaltung erbringen | -814.300,00 928.100,00 113.800,00 0,00
2| 36.6.001.00 Spielplatze unterhalten -265.500,00 207.100,00 294.000,00{ -352.400,00
Strallen, Wege und Platze
3| 54.5.001.00 reinigen -207.100,00 471.000,00 263.900,00 0,00
4] 55.1.001.00 Grinflachen pflegen -1.051.200,00 899.100,00 311.200,00] -463.300,00
5] 55.3.001.00 Friedhofe betreiben -115.200,00 5.000,00 130.700,00] -240.900,00






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Sitzungsvorlage - 23.05.2016.pdf


Anlage 2

Stellenplan 2016, Personalkosten gewerblich Beschiftigte

11.1.502.00 Immobilien managen Namen 2016
6.65.HM.1 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 48.428,00
6.65.HM.3 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 44.902,00
6.65.HM.4 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 46.988,00
6.65.HM.6 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 41.595,00 45.478,25
6.65.HM.2 ATZ-Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 0,00f O 3.454,00
6.65.HM.6.1 ATZ-Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 0,00f O 3.660,00
sonstige Entgelte
Summe: 11.1.502.00 0,00 0,00 4 189.027,00
11.1.503.00 gewerbliche Dienste fiir die gesamte Verwaltung erbringen
6.73.731BH.1 Leiter/in Betriebshof E10 E10 IVa 40,00 40,00 1 71.337,00
6.73.731BH.3 Schreibkraft/Haushalt E3 E5 VI 40,00 40,00 1 46.129,00
6.73.731BH.4 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 40.906,00
6.73.731BH.6 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 47.773,00
6.73.731BH.7 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 51.776,00
6.73.731BH.8 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 48.099,00
6.73.734.1 SB Betriebshof E8 E8 Vc/Vb 40,00 40,00 1 45.012,00
6.73.734.3 Facharbeiter/in Werkstatt E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 47.773,00 49.850,63
6.73.731BH.4.1  ATZ-Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 0,001 O 0,00
sonstige Entgelte 22.495,00
Summe: 11.1.503.00 360,00 320,00, 8 421.300,00
36.6.001.00 Spielplatze unterhalten
6.73.732.16 technische/r Mitarbeiter/in Spielplatze E8 E8 Vc 40,00 40,00 1 54.084,00
6.73.732.19 Arbeiter/in Spielplatze E5 E5 4/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.20 Arbeiter/in Spielplatze E5 E5 4/5a 40,00 40,00 1 45.847,00 48.600,00
sonstige Entgelte 2.000,00
Summe: 36.6.001.00 120,00 120,00 3 147.800,00






54.5.001.00

StraBen, Wege und Plétze reinigen

6.73.735.3 Kraftfahrer/in Sonderfahrzeuge E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 46.489,00
6.73.735.4 Kraftfahrer/in Sonderfahrzeuge E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.762,00
6.73.735.6 Kraftfahrer/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 46.092,00
6.73.735.7 Handkehrer/in E2U E20 2/2a 40,00 40,00 1 38.731,00
6.73.735.8 Handkehrer/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 48.426,00 45.100,00
sonstige Entgelte
Summe: 54.5.001.00 200,00 200,001 5 225.500,00
55.1.001.00 Grinfldchen pflegen
6.73.732.1 Gartnermeister/in E8 E9 Vc/Vb 40,00 40,00 1 60.136,00
6.73.732.2 Gartenarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.3 Gartenarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 46.303,00
6.73.732.6 Baumpfleger/in E5 E5 4/5/5a 40,00 40,00 1 43.585,00
6.73.732.8 Gartner/in E5 E5 4/5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.9 Gartner/in E5 E5 4/5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.12 Gartenarbeiter/in E3 E3 3/3a 40,00 40,00 1 42.253,00
6.73.732.13 Gartenarbeiter/in E3 E3 3/3a 40,00 40,00 1 42.687,00 46.571,38
6.73.732.5 ATZ-Gartenarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 0,001 O 5.204,00
6.73.732.10 ATZ-Gartenarbeiter/in E3 E3 2/3/3a 40,00 0,00 O 4.225,00
sonstige Entgelte 7.000,00
Summe: 55.1.001.00 400,00 320,00 8 389.000,00
55.3.001.00 Friedhofe betreiben
6.73.733.1 Leiter/in Friedhof E9 E10 IVb/IVa 40,00 40,00 1 70.824,00
6.73.733.2 SB Friedhof E5 E5 VI 30,00 30,00 1 36.505,00
6.73.733.3 Vorarbeiter/in Friedhof E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.733.4 Friedhofsarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.733.5 Friedhofsarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 41.670,00
6.73.733.8 Friedhofsarbeiter/in E3 E3 3/3a 40,00 40,00 1 42.204,00 47.156,83
6.73.733.7 ATZ-Friedhofsarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 0,001 O 5.359,00
sonstige Entgelte 4.000,00
Summe: 55.3.001.00 270,00 230,001 6 292.300,00
34 1.664.927,00






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Sitzungsvorlage - 23.05.2016.pdf


Anlage 3

Betroffene Aufgabenkreise im gewerblichen Bereich

Prod.-Nr. Bezeichnung intern | extern | pflichtig | freiwillig | eigener Wirkungskreis | Gibertragener WK

11.1.502.00| Immobilien managen 1 1 1

Gewerbliche Dienste fir

die gesamte Verwaltung
11.1.503.00 erbringen 1 1 1
36.6.001.00 | Spielplatze unterhalten 1 1 1

Stral’en, Wege und
54.5.001.00 Platze reinigen 1 1 1
55.1.002.00| Griinflachen pflegen 1 1 1
55.3.003.00( Friedhofe betreiben 1 1 1
1 5 3 3 6 0
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Informationsvorlage 2016075/1
Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 31.05.2016
Rechnungsprifungsaus | TOP: 2.7
schuss
Amt: Amt 10 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2016075/1
Az.: erstellt am: 19.05.2016
Betreff
Stand Ubergabe Unterlagen der Eréffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das
Rechnungsprifungsamt
Beratungsfolge
Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]31.05.2016: Rechnungspriifungsausschuss 31.05.2016
Mitzeichnungspflicht
Person Unterschrift Datum
Alexander Frolow 23.05.2016

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:

Darlegung des Sachverhalts / Begrindung
Sachdarstellung:

in Fortsetzung der regelmé&Rigen Berichterstattung der Verwaltung aus der Forderung des
Rechnungspriifungsausschusses vom 1.10.2015 zur Problematik der Ubergabe der Unterlagen der
Eroffnungsbilanz der Stadt Kéthen zum 1.1.2012 an das Rechnungspriifungsamt sei angemerkt, dass
wiederum wegen krankheitsbedingter Ausfalle, es nicht ganz so vorangegangen ist, wie geplant. Im
Wesentlichen sind zur vorangegangen Berichterstattung der Sitzung des
Rechnungspriifungsausschusses am 15.3.2016 die Bilanzpositionen, die sich mit dem bewerteten



Vermogen des Grund und Boden beschaftigen hinzugekommen.
I. Stand der Abarbeitung dieser Aufgabe zum 23.5.2016

Es wurden folgende Bilanzpositionen dem RPA zur Priifung bzw. nach einer Uberarbeitung erneut
tibergeben:

Aktiva
1.2. Sachanlagevermdgen
1.2.1. unbebaute Grundstticke
1.2.2. bebaute Grundstticke
1.2.3. Grund und Boden Verkehrsflachen
1.2.3.1. Grund und Boden StralBenbegleitgriin
1.2.3.3. Infrastrukturvermdgen StraRenbeleuchtung
1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden
1.2.5 Kunstgegenstande, Kulturdenkmaéler
1.2.6. Maschinen, technische Anlagen, Fahrzeuge
1.3. Finanzanlagevermégen
1.3.1. Anteile an verbundene Unternehmen
1.3.2. Beteiligungen
1.3.3. sonstige Anteilsrechte
1.3.4. Sondervermdgen
1.3.5. Ausleihungen
2. Umlaufvermogen
2.1. Vorrate
2.2. offentlich rechtliche Forderungen
2.2.1. offentliche rechtliche aus Dienstleistungen (und Wertberichtigungen)
2.2.2. sonstige oOffentlich rechtliche Forderungen (und Wertberichtigungen)
2.3. privatrechtliche Forderungen
2.3.1. privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (und Wertberichtigungen)
2.3.3. sonstige Vermdgensgegenstande (und Wertberichtigungen)
2.4. liquide Mittel
2.4.1. Sichteinlagen bei Banken
2.4.3. Bargeld
3. aktive Rechnungsabgrenzungsposten
Passiva

3. Ruckstellungen

3.5. Sonstige Riickstellungen

3.5.1 Verdienstzahlungen ATZ und Urlaub

3.5.2 drohende Verpflichtungen aus anhéngigen Gerichtsverfahren



3.5.3 drohenden Verpflichtungen aus schwebenden Gerichtsverfahren
4, Verbindlichkeiten
4.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahme fir Investitionen

4.3. Kreditaufnahmen zur Sicherung der Zahlungsféhigkeit
4.5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
4.6. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen
4.7. sonstige Verbindlichkeiten

5. passiver Rechnungsabgrenzungsposten

Il. Bilanzpositionen, die noch nicht dem Rechnungspriifungsamt Gibergeben bzw.
Uberarbeitet wurden
Aktiva

1.1. Immaterielle Vermdgensgegenstande
1.2.2.1. Geb&ude und Aufbauten

1.2.2.2. Garagen
1.2.3 Infrastrukturvermdogen

1.2.3.2 StraBen

1.2.3.4. Kanale und Briicken
Passiva
2.1. Sonderposten aus Zuwendungen
2.2. Sonderposten aus Beitragen

Des Weiteren sind die entsprechenden Stellungnahmen zu den Priffeststellungen des
Rechnungspriifungsamtes zu erarbeiten, soweit diese vorliegen bzw. Fragen wéhrend des
Prifvorganges zu kléren.

Als Anlagen sind wieder angeflgt:

1. Tabellarische Ubersicht der tibergebenen Unterlagen und Priifstand
2. Gesamtubersicht Eréffnungsbilanz (blau die Bilanzpositionen, die aus Sicht der
Ubergebenden priiffahig sind)

Il Einschatzung des Standes der Prifung der Gibergebenen Unterlagen druch das
Rechnungsprifungsamt

Durch das RPA erfolgt derzeit, anhand der bereits vorliegenden Unterlagen, die Priifung der
Einhaltung der allgemeinen Bestimmungen fiir die Bewertung der Vermdgensgegenstande und
Verbindlichkeiten.

Abgeschlossene Prufungen:

1.2.4. Bauten auf fremden Grund und Boden
1.2.5. Kunstgegenstande, Kunstdenkmaler
2.4. liquide Mittel

Da die Stadt Kothen (Anhalt) keine eigene Bewertungsrichtlinie aufgestellt hat, wurden lediglich im
Anhang zur Erdffnungsbilanz  die Vorgehensweise und Festlegungen bei der Erfassung und
Bewertung des Vermégens dokumentiert bzw. auf Regelungen der Bewertungsrichtlinie des Landes



verwiesen.

Bezlglich der sehr komplexen Bewertung der stédtebaulichen MalRnahmen in der Eréffnungshilanz
der Stadt Kothen (Anhalt) wurden die, in der Verwaltung vorliegenden Unterlagen angefordert.

Nach Einsichtnahme wird seitens des RPA eine Empfehlung zur Notwendigkeit der Bilanzierung in
der EOB abgegeben.



.

Tabellarische Ubersicht - Sitzungsvorlage - 19.05.2016.pdf

X

EOB 23.5.2016 - Dokumentation - 09.05.2016.pdf



Sachstand Priifungsverfahren Stand: 23.05.2016
Er6ffnungsbilanz Stadt Kéthen (Anhalt) zum 1.1.2012
Bilanz- Unterlagen liegt Priifung RPA
position libergeben oder im Priifvermerk abge-
Verfahren mit RPA | RPA vor schlossen | ja |nein
Aktiva
1.1. 1 immat.Vermao. nein ja nein 1
1.2.1. 2 unbebaute Grund. ja 1 nein nein 1
1.2.2. 3 bebaute Grund. ja 1 nein nein 1
1.2.2.1 4 Gebaude nein nein nein 1
1.2.3. Infrastrukt.
1.2.3.1. 5 Infr. Grund und Boden ja 1 nein nein 1
1.2.3.2. 6 Infra. Teil StraBen nein nein nein 1
1.2.3.3. 7 Infra. Teil StraBenbeleuchtung ja 1 nein nein 1
1.2.3.5. 8 Kanaéle, Briicken nein 1 nein nein 1
1.2.4. 9 Bauten fremd.Grund. ja 1 ja ja 1
1.2.5. 10 Kunst ja 1 ja ja 1
1.2.6. 11 Maschinen, Fahrzeuge ja 1 nein nein 1
1.2.7. 12 Betriebsvorr. nein nein nein 1
1.2.8. 13 Anzahlungen im Bau nein nein nein 1
1.3.1. 14 verbun.Unternehmen ja 1 nein nein 1
1.3.2. 15 Beteiligung ja 1 nein nein 1
1.3.3. 16 Sondervermd. ja 1 nein nein 1
2.1. 17 Vorrite ja 1 nein nein 1
2.2. 18 6ffent./priv. Ford. ja 1 nein nein 1
2.4.1. 19 Bank ja 1 ja ja 1
2.4.3. 20 Barmittel ja 1 ja ja 1
3. 21 aktive RAP ja 1 nein nein 1
Passiva
1.1.1. 22 EK nicht erforderlich 1 nicht erforde. Differenz A/P 1
2.1. 23 Sopo Zuwendungen nein nein nein 1
2.2. 24 Sopo Beitrage nein nein nein 1
3.5.1. 25 Riickst. ATZ, Urlaub ja 1 nein nein 1
3.5.3. 26 Riickst. Gerichtsv. ja 1 nein nein 1
3.5.4. 27 Riickst. schw.Verf. ja 1 nein nein 1
4.2. 28 Verbindl.Banken ja 1 ja nein 1
4.3. 29 Verbindl.Kassenkred. ja 1 ja nein 1
4.5. 30 Verbindl.LuL ja 1 ja nein 1
4.6. 31 Verbindl. aus Transferleist. ja 1 nein nein 1
4.7. 32 sonst. Verbind|. ja 1 ja nein 1
5. 33 passive RAP ja 1 nein nein 1
26 5| 28
Anhang
Anlagen Forderungsspiegel

Verbindlichkeitenspiegel
Anlagenspiegel

Unterlagen Inventu
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Tabellarische Übersicht - Sitzungsvorlage - 19.05.2016.pdf


Muster 17 der Vermdgensrechnung
zu § 46 (3) und (4) GemHVO Doppik

Stand: 24.5.2016

41.860.436,19

Aktiva 01.01.2012 | [ 31.12.2012 Passiva 01.01.2012 | [31.12.2012
€ €
1 2 3 1 2 3
1. Anlagevermdgen 1. Eigenkapital
1.1. Immaterielles Vermégen 1.217.280,10 1.1. Ruicklagen 41.860.436,19
1.2. Sachanlagevermégen 81.318.062,94 1.1.1. Rucklagen aus der Eréffungsbilanz 41.860.436,19
1.2.1.  unbebaute Grundstiicke, grundstlicksgleiche Rechte 8.215.234,98 1.1.2. Riicklagen aus Uberschiissen des ordentlichen -
1.2.2.  bebaute Grundstiicke, grundstlicksgleiche Rechte Ergebnisses
1.2.2.1. Grund und Boden bebaute Grundstiicke 8.055.084,51
1.2.2.2. Gebaude, Aufbauten 20.351.141,63
1.2.2.3. Garagengebaude 1.851.231,96
1.2.3.  Infrastrukturvermégen 1.1.3. Riicklagen aus Uberschiissen des auferordentlichen -
1.2.3.1. dav. Grund und Boden Verkehrsflachen 5.569.761,93
1.2.3.2. dav. StraRen 29.513.012,75
1.2.3.3. davon Straltenbeleuchtung 4.037.146,03
1.2.4. Bauten auf fremden Grund und Boden 36.382,05 Ergebnisses
1.2.5.  Kunstgegenstande, Kulturdenkmaler 15.176,18 1.2.  Sonderriicklagen -
1.2.6.  Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 631.327,95 1.3.  Fehlbetragsvortrag
1.2.7.  Betriebsvorrichtungen, Betriebs- und Geschaftsausstattung 1.690.897,20 1.4.  Jahresergebnis -
Nutzpflanzen und Nutztiere (Jahresuberschuss/Jahresfehlbetrag)
1.2.8.  geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 1.351.665,77 Summe Eigenkapital 41.860.436,19
1.3. Finanzanlagevermégen 2. Sonderposten 24.095.988,67
1.3.1.  Anteile an verbundenen Unternehmen 35.800.520,90 38.060.480,09 2.1.  Sonderposten aus Zuwendungen 19.702.333,30
1.3.2.  Beteiligungen 226.110,76 2.2.  Sonderposten aus Beitragen 4.393.655,37
1.3.3.  sonstige Anteilsrechte 1.006.775,73
1.3.4.  Sondervermdgen 1.020.063,21 2.3.  Sonderposten fiir den Geblhrenausgleich -
1.3.5.  Ausleihungen 7.009,50 2.4.  sonstige Sonderposten -
1.3.6.  Wertpapiere - Summe Sonderposten 24.095.988,67
Summe Anlagevermégen 120.595.823,13 3. Riickstellungen
2. Umlaufvermégen 3.1.  Ruckstellungen fiir Pensionen und Beihilfen - -
2.1. Vorrate 3.631.698,31 3.2.  Ruckstellungen fir die Rekultivierung und - -
2.2. offentliche rechtliche Forderungen 692.113,12 Nachsorge von Deponien
2.2.1.  offentliche rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen 1.435.675,64 3.3.  Ruckstellungen fiir die Sanierung von - -
2.2.1.1. Wertberichtigungen o6ff. rechtl. Forderungen aus DL (1.166.195,45) Altlasten
2.2.2. sonstige offentlich rechtliche Forderungen 1.532.994,46 3.4.  Ruckstellungen fiir unterlassene Instandhaltung - -
(insbesondere aus Steuern, Transferleistungen) 3.5. sonstige Rickstellungen 7.321.312,68
2.2.2.1. Wertberichtigungen auf sonst. &ffentl. rechtliche Forderungen (1.110.361,53) 3.5.1. Verdienstzahlungen in der Freistellungsphase 4.525.873,00
2.3. privatrechtliche Forderungen, sonstige Vemdgensgegenstande 142.691,62 im Rahmen der Altersteilzeit, abzugeltender
2.3.1.  privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2.486,31 Urlaubsanspruch auf Grund langerfristiger
2.3.1.1. Wertberichtigung privt. rechtl. Forderungen aus LL (2.214,34) Erkrankung und ahnlicher Mafinahmen
2.3.2.  sonstige privatrechtliche Forderungen 164.038,46 3.5.2. ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des -
2.3.2.1. Wertberichtigungen auf sonst. privatrechtliche Forderungen (129.995,22) Finanzausgleichs und aus Steuer- und Sonder-
2.3.3. sonstige Vermdgensgegenstande 124.595,06 abgabeschuldverhaltnissen
2.3.3.1. Wertberichtigungen auf sonstige Vermdgensgegenstande (16.218,65) 3.5.3. drohende Verpflichtungen aus anhangigen 147.689,68
2.4. liquide Mittel 547.399,88 Gerichtsverfahren
24.1. Sichteinlagen bei Banken 542.657,36 3.5.4. drohende Verluste aus schwebenden Geschaften 2.647.750,00
2.4.3. Bargeld 4.742,52 und laufenden Verfahren
3.5.5. sonstige Verpflichtungen gegenuber Dritten -
oder auf Grund von Rechtsvorschriften
Summe Riickstellungen 7.321.312,68
4. Verbindlichkeiten 49.563.532,05
4.1.  Anleihen -
4.2.  Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen fiir 32.619.957,90
Investitionen und Investitionsférdermanahmen
geman § 41 (4) Satz 2 GemHVO Doppik
4.3. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur 16.000.000,00
Sicherung der Zahlungsfahigkeit
4.4.  Verbindlichkeiten aus Vorgangen, die Kredit- -
aufnahmen wirtschaftlich gleichkommen
4.5.  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Lesitungen 255.078,42
4.6. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 89.326,47
Summe Umlaufvermégen 5.013.902,93 4.7.  sonstige Verbindlichkeiten 599.169,26
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 33.671,21 Summe Verbindlichkeiten 49.563.532,05
4. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag - 5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 2.802.127,68
Bilanzsumme 125.643.397,27 Bilanzsumme 125.643.397,27
Das Muster enthalt die nach § 46 (3) und (4) GemHVO Doppik vorgegebene Anhang Diff. A/IP - 0,00
Mindestgliederung. Eine weitere Aufgliederung der Bilanzpositionen entsprechend mit (Eigenkapital)

Verbindlichkeitentibersicht
Forderungsiibersicht
Anlageniibersicht
Unterlagen Inventur

des Kontenrahmenplans oder "Davon"-Vermerke sind zulassig und werden empfohlen.
Es kénnen Zwischensummen gebildet werden.
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Niederschrift Kothen (Anhalt), 03.06.2016

Uber die 7. Sitzung des Rechnungsprifungsausschusses
offentlicher Teil

Die Sitzung fand statt:

Datum : 31.05.2016 Ort: 06366 Kbthen(Anhalt)
Beginn : 18:30 Stral3e : Wallstral3e 1-5

Ende : 19:55 Raum : Grol3er Sitzungsraum 217
Anwesende Mitglieder 8 (siehe Anhang)

It. Teilnehmerliste :

Von der Verwaltung Herr Richter (AL 10)

waren anwesend : Frau Koch (amt. AL 20)
Frau Pennewitz (AL 14)
Frau Leps (Amt 14, Priferin)

Aulerdem waren Herr Hauschild
anwesend (Gaste) :

Tagungsleitung : StR Lossack

Schriftfhrer : Frau Leps
Ausschussvorsitzend Amtsleiterin Protokollfihrerin
er

Andreas Wittig Sabine Pennewitz Birgit Leps




Tagesordnung

TOP

11

21
2.2
2.3
2.4

2.5

2.6
2.7

2.8
2.9

3.1
3.2

3.3
3.4

Thema Vorl.-Nr.

Eroffnung

Feststellung der Beschlussféhigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung

Behandlung der 6ffentlichen TOPs

Bestétigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil)

Information zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und 2016071/1
zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016

Beantwortung der Antrdge zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion 2016072/1
"FDP-B90/Die Griinen"
Verwaltungsicht zum Vorschlag der Fraktion Freie Wéhler 2016074/1

Stand Ubergabe Unterlagen der Eréffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das2016075/1
Rechnungsprufungsamt

Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Kéthen (Anhalt) 2016061/9
Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -
Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher
Teil)

Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -
Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -



Protokolltext

zu TOP 1.

Die Ausschusssitzung wird unter Vorsitz des an Jahren altesten Mitgliedes Herrn Stadtrat
Muller ertffnet. Als Vorsitzenden fir die 7. Sitzung des Rechnungsprifungsausschusses
wird StR Lossack einstimmig gewabhilt.

TOP 1.1

Der Tagungsleiter StR Lossack stellt die Beschlussfahigkeit sowie die OrdnungsmaRigkeit
der Ladung fest.

Offentlicher Teil
zu TOP 2.1
Die Tagesordnung des offentlichen Teils der Sitzung wird einstimmig bestatigt.

zu TOP 2.2
Die Niederschrift zum 6ffentlichen Teil der Sitzung vom 15.03.2016 wird mit 5 Ja-Stimmen
und 3 Enthaltungen bestatigt.

zu TOP 2.3
keine Informationen

zu TOP 2.4

StR Heeg bittet um Erlauterung der abweichenden Zahlen beziiglich der Darstellung des
Ergebnisses 2015 in den ausgereichten Unterlagen.

Frau Koch informiert dartber, dass die Darstellung des Ergebnisses in der
Ergebnisrechnung 2016 nicht aktuell ist. Grund hierfur ist mdglicherweise ein Software-
Update, mit dem ein Programmfehler eingespielt wurde. Sie bittet diese Auswertung
beziuglich des Ergebnisses 2015 nicht zu verwenden. Das ausgewiesene vorlaufige
Ergebnis laut Ergebnisrechnung 2015 in HOhe von -6.698,10 € wird sich voraussichtlich
durch die noch vorzunehmenden Jahresabschlussbuchungen auf ein Defizit von 919.T€
erhohen. Fir dieses besteht aber die Mdglichkeit der Verrechnung unter Anwendung des
bekannten Runderlasses vom April 2014.

Mit Bezug auf die ausgewiesenen Ertrage aus Steuern und &ahnlichen Abgaben in der
Ergebnisrechnung 2016 informierte Frau Koch, dass es sich hierbei um eine korrekte
Darstellung handeln kénnte. Eine Klarung konnte im Laufe des heutigen Tages nicht
erfolgen.

StR Barche fragt nach, seit wann der Programmfehler bekannt ist.

Frau Koch fuhrt aus, dass sie erst durch die Anfragen der CDU-Fraktion auf diese
Unstimmigkeiten aufmerksam wurde.

Zu TOP 2.5

StR Arndt erlautert die Antrage seiner Fraktion im Rahmen der Haushaltsplanung 2016. Mit
Bezug auf die Erfassung der Arbeitszeit der Mitarbeiter sieht er weiteren Klarungsbedarf.

In Erganzung der vorliegenden Beantwortung der Antrage informiert Herr Richter in Bezug
auf die Arbeitszeiterfassung und die nicht bestehende Mdbglichkeit  der
Arbeitszeitreduzierung der Beschaftigten der Stadt Kéthen (Anhalt).

Zu TOP 2.6
StR Reissbach fuhrt aus, dass der Vorschlag der Fraktion Freie Wahler als Grundlage zur
Bildung eines Arbeitskreises verstanden werden sollte und er aus der sehr ausfihrlichen



Darstellung der Verwaltungssicht nur entnehmen kann, warum die Vorschlage der Fraktion
nicht umsetzbar sind. In einem Arbeitskreis sollte die aufgeworfene Problematik nach und
nach abgearbeitet werden.

StR Barche sieht in den Vorschlagen der Fraktion der Freien Wahler Ansatzpunkte diese
Problematik weiterzuverfolgen. In der Darstellung der Verwaltung vermisst er eine
wirtschaftliche Betrachtungsweise. Im Namen der CDU-Fraktion sichert er der Fraktion der
Freien Wahler Unterstlitzung bei der weiteren Aufarbeitung dieses Themas zu.

StR Reisbach bat Herrn Hausschild, sich nach Amtsantritt dieser Problematik zu widmen.
Herr Richter betont, dass sich die Verwaltung ausfiihrlich mit diesem Vorschlag beschaftigt
hat und er dieses mit der Vorlage zum Ausdruck bringen wollte. Die Verwaltung hat bei
diesem Thema die rechtliche, wirtschaftliche und organisatorische Seite betrachtet und auch
unter dem Blickwinkel der kommunalen Selbstverwaltung diese Problematik beleuchtet. Er
erkennt nicht, dass die Fraktion die Argumente der Verwaltung aufgreift und sieht daher
keine Notwendigkeit nur zu diesem Thema eine Arbeitsgruppe zu bilden, wenn es rechtlich
nicht moéglich ist. Des Weiteren macht er deutlich, dass die Stadt Kéthen (Anhalt) durch die
in der Vergangenheit gefassten Beschliisse des Stadtrates im Rahmen der Privatisierung
von Aufgaben, den Punkt eine private GmbH zu bilden, bereits Uberschritten hat.

StR Barche bittet die Verwaltung dennoch, (ber die Bildung eines Arbeitskreises
nachzudenken auch wenn das angesprochene Einsparungspotential von 1,8 Mio.€ sicherlich
nicht erreichbar ist.

Frau Scharfen-Lossack fragt nach, ob die Verwaltung auch die Mdglichkeit den
gewerblichen Bereich vollstandig outzusourcen in Betracht gezogen hat.

Herr Richter verneint dieses, da es bereits jetzt schon schwierig ist, mit dem zur Verfliigung
stehenden Personal z.B. den Winterdienst abzudecken und ein weiterer Personalabbau nur
Zu einem Leistungsverlust fihren wirde.

zu TOP 2.7

Herr Richter erlautert die Darstellung in der Anlage 1 in Bezug auf die Prifung der
Bilanzposition immaterielles Vermdgen. Hier hat die bisherige Prifung ergeben, dass die
Verwaltung die Unterlagen Uberarbeiten muss und dies noch nicht abgeschlossen ist.

StR Heeg fragt nach dem Stand der Prifung der bereits vorliegenden Bilanzpositionen.

Frau Pennewitz erlautert, dass zum jetzigen Zeitpunkt die Prifung der Positionen
StralRenbeleuchtung und Finanzanlagevermogen weit fortgeschritten ist. Des Weiteren wird
die grundsatzliche Herangehensweise bei der Prifung abgestimmt. Im Rahmen ihrer
Einarbeitung sieht sie zusatzlichen Qualifizierungsbedarf um die Prifer auch fachlich
unterstutzen zu kdnnen.

StR Heeg fragt nach, ob die Verwaltung es auch so einschatzt, dass das in der
Er6ffnungsbilanz ausgewiesene Eigenkapital in etwa vier Jahren aufgebraucht ist.

Herr Richter bestatigt diese Einschatzung.

zu TOP 2.8
Die Ausschussmitglieder stimmen der Vorlage Zu den Allgemeinen
Bewilligungsbedingungen der Stadt Kéthen (Anhalt) einstimmig zu.

zu TOP 2.9
StR Barche bittet um Information im nichtoffentlichen Teil der nachsten Sitzung des
Rechnungsprifungsausschusses zur Ho6he der Grundsteuerzahlung fur das Objekt
Malzfabrik"

Ende des 6ffentlichen Teils der Sitzung um 19.35 Uhr.



Tagesordnung
der

7. Sitzung des Rechnungsprifungsausschusses

am 31.05.2016

TOP Betreff BV-Nr.

1 Er6ffnung

11 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

21 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.4 Information zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und 2016071/1
zur vorlaufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016

25 Beantwortung der Antrdge zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion 2016072/1
"FDP-B90/Die Griinen"

2.6 Verwaltungsicht zum Vorschlag der Fraktion Freie Wahler 2016074/1

2.7 Stand Ubergabe Unterlagen der Eroffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das 2016075/1
Rechnungsprifungsamt

2.8 Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Kéthen (Anhalt) 2016061/9

2.9 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.2 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.3 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -

3.4 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -
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